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Amtsblatt der Gemeinde Odenthal

Das Rathaus

Liebe Bürgerinnen und Bürger, 
wenn sich das Jahr kalendermäßig so
langsam dem Ende entgegenneigt,
kommt die Zeit, dass der ein oder ande-
re Zeitgenosse sich rückbesinnt und das
Jahr noch einmal Revue passieren lässt.
Viele Dinge, die passierten, laufen dann
noch einmal vor dem geistigen Auge ab.
Manche Sachen haben sich besonders
eingeprägt. Ich weiß nun nicht, woran
Sie spontan denken. Aber bei mir waren
es die vielen Gespräche und Situatio-
nen, bei denen ich mit unseren ehren-
amtlich Tätigen in der Gemeinde zu -
sammenkommen durfte. Mir ist es sehr
wichtig, das heutzutage nicht mehr all-
tägliche Engagement im Ehrenamt ent-
sprechend zu würdigen. Wilhelm Busch
schrieb, wahrscheinlich als Provokation
gemeint, schon vor über einhundert
Jahren zum Ehrenamtsgedanken: „Willst
Du froh und glücklich leben, lass kein
Ehrenamt Dir geben! – Willst Du nicht zu
früh ins Grab, lehne jedes Amt gleich
ab!“. Und gerade weil sie sich mit ihrer
Arbeit in den Vereinen und Verbänden,
den Netzwerken und verschiedenen
Projekten für das Gemeinwohl freiwillig
und unentgeltlich engagieren, kann mein
Dankeschön an all unsere Ehrenamt-
lerinnen und Ehrenamtler nicht groß
genug sein. Sie fördern den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt und die
Solidarität ganz bewusst. Danke für
Ihren Einsatz, die Kraft und die Zeit,

die Sie für die Menschen in der
Gemeinde Odenthal investieren. –
Wir brauchen Ihr Engagement! Ich
wünsche Ihnen von Herzen, dass Ihr
Ehrenamt Sie weiterhin an positiven
Lebenserfahrungen, einprägsamen Be -
gegnungen und neuen Freundschaften
bereichert.
Und doch ist es so, wie immer im
Leben, dass sich positive und negative
Dinge meist wechselseitig ergeben. Und
da macht auch unsere Gemeinde keine
Ausnahme. Seit dem Jahr 1996 bot das
gemeindliche Amtsblatt mit bisher 102
Ausgaben den Bürgern, Vereinen und
anderen nichtkommerziellen Institutio-
nen eine für sie kostenlose Möglichkeit
wissenswerte, informative, persönliche
und aktuelle Beiträge der Odenthaler
Bevölkerung zu präsentieren. Diese frei-
willige Erweiterung des Informationsan-
gebotes zusätzlich zu den vielen Pflicht-
veröffentlichungen, die die Kommune zu
gewährleisten hat, erfreute sich durch
seine Vielfalt großer Beliebtheit und wer-
tete das „trockene Amtsblatt“ zu einem
gern gelesenen und beachteten Medium
in Odenthal auf. Der Aufwand, welcher
dafür in der Gemeindeverwaltung bisher
betrieben wurde, ist nicht zu unter-
schätzen und genauso beachtenswert
wie das allseits geschätzte Produkt
dieser Arbeit: ein interessantes und
lesenswertes Amtsblatt! Aufgrund von

Inhalt

• Rat und Verwaltung  . . . . . . . . . . . S. 2
• Bekanntmachungen . . . . . . . . . . . S. 6
• Gymnasium Odenthal  . . . . . . . . . S. 10

1Odenthal – Das A und O im Bergischen   www.odenthal.de

Fortsetzung S. 2

 Amtsblatt Termine 2014

Das Amtsblatt „Das Rathaus“ erscheint
in 2014 voraussichtlich an folgendem
Termin:
Erscheinungstag Abgabeschluss
07.03.2014 13.02.2014
25.04.2014 03.04.2014
04.07.2014 12.06.2014
31.10.2014 09.10.2014
18.12.2014 27.11.2014
Ansprechpartner: 
Andreas Halfmann, Rathaus,
(0 22 02) 710-110
Amtsblatt@odenthal.de

Blick auf Bülsberg.

Kostendruck sind seit einiger Zeit alle
freiwilligen Aufgaben auf dem ständigen
politischen Prüfstand. Die vakant gewor-
dene Stelle des Mitarbeiters für Tou-
rismus, Wirtschaftsförderung und Öf -
fentlichkeitsarbeit, der auch das Amts-



Odenthal – Das A und O im Bergischen   www.odenthal.de2

blatt betreut hatte, wird zurzeit aufgrund
eines Ratsbeschlusses nicht neu be -
setzt!
Für das Amtsblatt „Das Rathaus“ be -
deutet das, dass die Mitarbeiter der
Gemeinde die bei der Bürgerschaft
beliebten Teile des Vereinswesens und
den Veranstaltungskalender zurzeit lei-
der nicht mehr entsprechend betreuen
können, da ich auf die ohnehin sehr
dünne Personaldecke ausschließlich
Aufgaben, zu denen die Gemeinde
rechtlich oder vertraglich verpflichtet ist,
verteilen kann. Ab dieser Ausgabe muss
somit erstmalig auf die Veröffentlichung
der Vereinsnachrichten, des Wirt-
schaftsteiles und des Veranstaltungska-
lenders verzichtet werden. Neben den
amtlichen Bekanntmachungen und Hin-
weisen kann nur der Seitenanteil für das
Schulzentrum Odenthal in der gewohn-
ten Weise beibehalten werden.
Doch zu guter Letzt wünsche ich Ihnen
und Ihren Familien zum bevorstehenden
Weihnachtsfest die Erfüllung des einen
oder anderen Wunsches, Gesundheit
und einen guten Übergang in das Jahr
2014. – Vielleicht wäre es ja ein guter
Vorsatz für 2014, wenn Sie noch nicht
im Ehrenamt aktiv sind und etwas Zeit
für die Menschen in Odenthal übrig hät-
ten, sich mit unserer Ehrenamtsbörse in
Verbindung zu setzen. Näheres dazu fin-
den Sie im Internet unter www.eab-
odenthal.de. 

Alles Gute wünscht Ihnen
Ihr Bürgermeister 

Wolfgang Roeske

Informationen aus dem
Bürgerbüro

Feuerwerk
In letzter Zeit erreichen das Ordnungs-
amt immer mehr Klagen über nächtliche
Ruhestörungen durch das Abbrennen
von Feuerwerken.
Generell ist das Abbrennen von Feuer-
werken zwischen dem 2. Januar und
dem 30. Dezember eines jeden Jahres
verboten. In begründeten Ausnahmefäl-
len (z.B. Hochzeit) kann Ihnen die Ord-
nungsbehörde jedoch auf Antrag eine
Genehmigung zum Erwerb und Abbren-
nen eines Feuerwerks der Klasse II ertei-
len. Nähere Informationen zum Antrags-
verfahren erhalten Sie auf unserer
Homepage oder direkt beim Ordnungs-
amt.

Rat und Verwaltung

Wer ein Feuerwerk jedoch ohne die
erforderliche Genehmigung abbrennt,
handelt ordnungswidrig.
Die Ordnungsbehörde wird aufgrund der
eingehenden Beschwerden Ermittlungen
durchführen und festgestellte Ord-
nungswidrigkeiten mit Geldbußen ahn-
den.
Verbrennen pflanzlicher Abfälle 
Das Verbrennen von Schlagabraum,
Baum- und Heckenschnitt sowie von
sonstigen pflanzlichen Abfällen ist unter
den folgenden Auflagen gestattet:
– Die pflanzlichen Abfälle dürfen nur

verbrannt werden, wenn diese nicht
über die städtische bzw. gemeind-
liche Biomüll- bzw. Grünabfallent-
sorgung verwertet werden können
bzw. wenn dies nur mit einem unver-
hältnismäßig und unangemessenem
Aufwand möglich wäre.

– Der Schlagabraum, der Baum- und
Heckenschnitt sowie die sonstigen
pflanzlichen Abfälle dürfen nur auf
dem Grundstück verbrannt werden,
auf dem sie angefallen sind. Der
Begriff Grundstück bezieht sich hier
nicht nur auf eine parzellenscharfe
Flurstücksabgrenzung sondern auch
auf im Zusammenhang befindliche
Flurstücke.

– Das beabsichtigte Verbrennen ist
mind. 2 Tage zuvor beim Ordnungs-
amt der Gemeinde Odenthal, Tel.
(02202) 710-131, anzuzeigen.

– Die Kreisleitstelle der Feuerwehr ist
unmittelbar vor dem Verbrennungs-
beginn unter Angabe des Verbren-
nungszeitraums zu informieren, Tel.
(02202) 238-0.

– Die pflanzlichen Abfälle müssen zu
einem Haufen zusammengebracht
werden. Die Haufen sollen eine Höhe
von 2,00 m und einen Durchmesser
von 5,00 m nicht überschreiten.

– Als Mindestabstand sind einzuhal-
ten:
200 m von im Zusammenhang be -
bauten Ortsteilen,
100 m von zum Aufenthalt von Men-
schen bestimmten Gebäuden und
sonstigen baulichen Anlagen, soweit
diese nicht innerhalb im Zusammen-
hang bebauten Ortsteilen errichtet
sind,
50 m von öffentlichen Verkehrsflä-
chen
10 m von befestigten Wirtschafts-
wegen.

– Die Haufen müssen von einem 15 m
breiten Ring umgeben sein, der von
pflanzlichen Abfällen und ähnlichen
brennbaren Stoffen frei ist.

– Andere Stoffe, insbesondere Mine-
ralöle, Mineralölprodukte oder ande-
re Abfälle dürfen weder zum Anzün-
den noch zur Unterhaltung des
Feuers benutzt werden.

– Bei starkem Wind darf nicht ver-
brannt werden, vorhandenes Feuer
ist bei aufkommendem Wind unver-
züglich zu löschen.

UDO TANG, DIPL.-ING.
SCHLINGHOFENER STR. 39–41, 51519 ODENTHAL

TEL 02174 45 47, FAX 02174 4 12 48
MAIL@UDOTANG.DE, WWW.UDOTANG.DE
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In Odenthal werden Fahrbahnen grund-
sätzlich vom gemeindlichen Bauhof ge -
räumt. In einigen Bereichen wurde aller-
dings die Räum- und Streupflicht auf die
Anlieger übertragen. 
Ob Ihre Straße zu diesem Bereich
gehört, erfahren Sie bei der Gemeinde-
verwaltung unter Tel. (02202) 710 161
bei Frau Gorys oder auf der Homepage
der Gemeinde unter www.odenthal.de in
der Rubrik „Rat & Verwaltung“ im
Abschnitt „Ortsrecht/Satzungen“ unter
Nr. 70-2 Straßenreinigungssatzung und
Nr. 70-2-1 Straßenverzeichnis.

Essen auf Rädern
Odenthal sucht Helfer

Seit nunmehr über 30 Jahren existiert
die ehrenamtliche Organisation „Essen

– Das Feuer ist ständig von zwei Per-
sonen, davon eine über 18 Jahre alt,
zu beaufsichtigen. Diese dürfen den
Verbrennungsplatz erst verlassen,
wenn Feuer und Glut erloschen sind.

– Verbrennungsrückstände sind unver-
züglich in den Boden einzuarbeiten
oder mit Erde abzudecken.

– Die Haufen dürfen erst unmittelbar
vor dem Verbrennen zusammenge-
bracht werden, wenn zu erwarten ist,
dass Vögel und Kleinsäuger im Hau-
fen Unterschlupf suchen.

– Das Verbrennen ist ausschließlich
in der Zeit vom 01. Januar bis zum
31. Mai und vom 01. Oktober bis
zum 31. Dezember zulässig. An
Sonn- und Feiertagen darf nicht ver-
brannt werden.

Kontakt: 
Ordnungsamt der Gemeinde Odenthal
Herr Michael Erker
Bergisch Gladbacher Str. 2
51519 Odenthal
Tel.: 0 22 02 / 710 -131
Fax: 0 22 02 / 710 - 194
E-Mail: erker@odenthal.de

Winterdienst /
Schneeräumpflicht

Zur Straßenreinigung gehört auch die
Winterwartung. 
Diese umfasst insbesondere das
Schneeräumen auf Gehwegen sowie
das Bestreuen der Gehwege, Fußgän-
gerüberwege und gefährlichen Stellen
auf Fahrbahnen bei Schnee- und Eis-
glätte. Dabei gelten folgende Maßga-
ben:
– Alle Anlieger haben die Gehwege in

einer für den Fußgänger erforder-
lichen Breite vom Schnee freizuhal-
ten. Das gilt auch, wenn der Gehweg
nicht erkennbar von der Fahrbahn
abgesetzt ist (sog. Mischverkehrs-
flächen). Bei Eis- und Schneeglätte
sind die Gehwege sowie die Fuß-
gängerüberwege mit abstumpfen-
den Stoffen (Asche, Granulat, Sand
etc.) zu bestreuen.

– Streusalz soll wegen der umwelt-
schädlichen Wirkung nur dann ver-
wendet werden, wenn das Bestreu-
en mit abstumpfenden Stoffen nicht
zur ausreichenden Beseitigung der
Eis- und Schneeglätte führt.

– In der Zeit von 07.00 - 18.00 Uhr ge -
fallener Schnee und entstandene
Glätte sind nach Beendigung des
Schneefalls bzw. nach dem Entste-
hen der Glätte unverzüglich zu be -
seitigen. Nach 18.00 Uhr gefallener
Schnee und entstandene Glätte sind
werktags bis 07.00 Uhr, sonn- und
feiertags bis 09.00 Uhr des folgen-
den Tages zu beseitigen. Baum-
scheiben und begrünte Flächen
dürfen nicht mit Salz bestreut, salz-
haltiger Schnee darf auf ihnen nicht
abgelagert werden.

– An Haltestellen für öffentliche Ver-
kehrsmittel oder für Schulbusse
müssen die Gehwege so von
Schnee freigehalten und bei Glätte
bestreut werden, dass ein möglichst
gefahrloser Zu- und Abgang gewähr-
 leistet ist. 

– Der Schnee ist auf dem an die Fahr-
bahn grenzenden Teil des Gehweges
oder – wo dies nicht möglich ist – auf
dem Fahrbahnrand so zu lagern,
dass der Fahr- und Fußgängerver-
kehr hierdurch nicht mehr als unver-
meidbar gefährdet oder behindert
wird. Die Einläufe in Entwässerungs-
anlagen und die Hydranten sind von
Eis und Schnee frei zu halten.
Schnee und Eis von Grundstücken
dürfen nicht auf den Gehweg und
die Fahrbahn geschafft werden.



auf Rädern“ in Odenthal. In vier Fahrbe-
zirken wird montags bis freitags an rund
50 Essensnehmer eine warme Mahlzeit
ausgeliefert. Hierfür sind täglich vormit-
tags 4 Fahrer sowie eine Kraft für die
Essenszubereitung und Verteilung auf
die einzelnen Gebiete für jeweils 1,5-
2 Stunden im Einsatz.
Für diese Tätigkeiten suchen wir Perso-
nen, die Zeit und Lust haben mit dem
eigenen PKW einmal wöchentlich (oder
auch sporadisch nach Absprache) tätig
zu werden. Wenn Sie Interesse haben
uns zu unterstützen, melden Sie sich
bitte unter der nachstehenden Rufnum-
mer – wir freuen uns über Ihren Anruf!
Kontakt:
Frau Elvira Werheid, Tel. 02202-70104;
E-Mail: Elvira.Werheid@Web.de

Abfallentsorgung –
Hinweise und Änderungen

Abfallkalender 2014
Mit diesem Amtsblatt wird gleichzeitig
der Abfallkalender 2014 allen Haushal-

ten zugestellt. In diesem Abfallkalender
finden Sie alle wichtigen Informationen
über die Abfallentsorgung in der Ge -
meinde Odenthal. Außerdem ist der
Gutschein für den Bezug der Gelben
Säcke beigelegt sowie Karten für die
Anmeldung der zu entsorgenden großen
Elektro-Geräte.
Neu ist die Regelung der Sperrmüll-
abfuhr im Jahr 2014:
Im Jahr 2014 wird der Sperrmüll test-
weise ausnahmslos auf Anmeldung ab -
gefahren. Hierzu bedienen Sie sich bitte
der im Abfallkalender beigefügten Post-
karte. Anmeldungen können auch tele-
fonisch unter der Telefon-Nr. 02202 /
710 126 erfolgen. Der Abfuhrtermin wird
Ihnen dann von der Gemeinde schriftlich
oder telefonisch mitgeteilt.
Die Abholung von brauner und weißer
Ware wird ebenfalls – wie bisher – aus-
nahmslos nach Anmeldung durchge-
führt. Nähere Informationen finden Sie
im Abfallkalender – Seite 3 –. Die Ab -
fuhr-Termine entnehmen Sie bitte eben-
falls dem Ab fallkalender.
Sie finden den Abfallkalender auch im
Internet unter: www.odenthal.de → Bür-

ger → Rathaus → Behördenlotse → Abfall-
kalender.
Hinsichtlich der Abfallbeseitigungs- und
sonstigen Gebühren verweist die Ge -
meinde Odenthal auf die Bekanntma-
chung der ab 01.01.2014 geltenden
13. Satzung zur Änderung der Abfallge-
bührensatzung, die ebenfalls in diesem
Amtsblatt veröffentlicht ist.

Wohnung zu vermieten
Die Gemeinde Odenthal vermietet ab
01.03.2014 (evtl. früher) eine Wohnung
in Odenthal-Neschen, Michaelshöhe 33,
1. Obergeschoss, bestehend aus:
2 Zimmern, Küche, Diele, Bad, Balkon,
Kellerraum. Wohnfläche: 50,91 m².
Grundmiete: 227,06 € zuzüglich Neben-
kosten von zurzeit 150,00 €.
Für die Wohnung ist ein Wohnberechti-
gungsschein erforderlich.
Interessenten melden sich bitte bei
der Gemeindeverwaltung Odenthal, Ge -
schäftsbereich III, Altenberger-Dom-Str.
29, Frau Ramin, Tel. 02202 / 710 162.
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Straßen-Kehrtermine für das Jahr 2014 in den Bezirken I - IV in Odenthal

Kehrbezirk I Kehrbezirk II Kehrbezirk III Kehrbezirk IV
jeden 1. Mittwoch jeden 2. Mittwoch jeden 3. Mittwoch jeden 4. Mittwoch

im Monat im Monat im Monat im Monat
Donnerstag, 02.01.2014 08.01.14 15.01.14 22.01.14

05.02.14 12.02.14 19.02.14 26.02.14

05.03.14 12.03.14 19.03.14 26.03.14

02.04.24 09.04.14 16.04.14 23.04.14

07.05.14 14.05.14 21.05.14 28.05.14

04.06.14 11.06.14 18.06.14 25.06.14

02.07.14 09.07.14 16.07.14 23.07.14

06.08.14 13.08.14 20.08.14 27.08.14

03.09.14 10.09.14 17.09.14 24.09.14

01.10.14 08.10.14 15.10.14 22.10.14

05.11.14 12.11.14 19.11.14 26.11.14

03.12.14 10.12.14 17.12.14 Dienstag, 23.12.2014

Die Anwohner werden gebeten, an den Kehrterminen ihre Fahrzeuge nicht am Fahr-
bahnrand abzustellen.

Kehrbezirk I     : Eikamp, Scheuren, Neschen, Steinhaus
Kehrbezirk II    : Odenthal, Osenau, Altenberg
Kehrbezirk III   : Voiswinkel, Hahnenberg
Kehrbezirk IV  : Glöbusch, Erberich, Blecher



Sicherheitsüberprüfung von
Wohnungen über 8 m Höhe

Der Landrat des Rheinisch-Bergischen
Kreises, Bauaufsicht teilt folgendes mit:
Die Sicherheit von Bewohnern, die in
Häusern leben mit Aufenthaltsräumen,
deren Fensterbrüstungen mehr als 8 m
über Geländehöhe liegen, steht im Mit -
telpunkt einer Überprüfung der Bauauf-
sicht des Rheinisch-Bergischen Kreises
in Odenthal. Kontrolliert wird, ob die
Feuerwehr im Notfall die Menschen über
eine Außenleiter retten kann. Der Rhei-
nisch-Bergische Kreis bittet daher Ei -
gentümer und Mieter, die Überprüfung
zu ermöglichen.

Eine neue Bereicherung
in der Gemeinde –
Trostwald Odenthal

Seit Sommer 2013 freut sich das Team
des Trostwald Odenthal, den Mitbürge-
rinnen und Mitbürgern in Odenthal und
der Region einen wunderschön gelege-
nen Begräbniswald bieten zu können. 

Im Trostwald Odenthal finden alle, die
für sich selbst vorsorglich eine letzte
Ruhestätte suchen, oder als trauernde
Angehörige nach einem Urnenplatz für
ihre Verstorbenen Ausschau halten, eine
ideale Begräbnisstätte.
Der Trostwald Odenthal liegt verkehrs-
günstig an der Scheurener Straße, ober-
halb von Odenthal in unmittelbarer Nähe
des Friedhofes Selbach. Parkplätze ste-
hen allen Besuchern des Trostwaldes
am Friedhof Selbach zur Verfügung. Ein
Fußweg führt von dort hinunter in den
Trostwald, vorbei an Weiden mit einem
unvergleichlich schönen Blick auf Oden-
thal, in dessen Mitte der Kirchturm der
Pfarrkirche St. Pankratius dem Besucher
einen idyllischen Anblick bietet. 
Der Trostwald wird von dem Waldeigen-
tümer Hubertus Prinz zu Sayn-Wittgen-
stein in Zusammenarbeit mit der Ge -
meinde Odenthal als Friedhofsträger
betrieben. In dem Wald, der sich seit
mehr als 600 Jahren in Familienbesitz
befindet, findet die Asche Verstorbener
unter Bäumen ihre letzte Ruhe. Doch

auch nach dem Ablauf der Ruhefrist von
bis zu 99 Jahren verbleibt die Asche
an ihrem Begräbnisplatz. Namenstafeln
weisen auf die Gräber hin. Am 10. De -
zember 2013 wird der Trostwald als
christlicher Friedhof im Rahmen einer
ökumenischen Feier von den Pfarrern
der katholischen und evangelischen Kir-
chengemeinde gesegnet.
Im Trostwald, der nicht vom restlichen
Wald abgegrenzt ist, zeigt eine Informa-
tionstafel die Lage der einzelnen Baum-
gruppen, die zu dem Begräbniswald
gehören. Anhand der Prospekte oder
durch Führungen mit dem Trostwaldförs -
ter kann man sich über die verschiede-
nen Baumarten, deren Lage und die
unterschiedlichen Preise informieren.
Darüber hinaus bieten wir Informatio-
nen auf unserer Homepage:
www.trostwald.de 
Für Informationen und Terminabspra-
chen kann sich jeder gerne an unsere
Mitarbeiterinnen oder den Trostwald-
förster im Trostwaldbüro telefonisch
unter 02202/983130 oder per Mail
info@trostwald.de wenden. 
Petra Kehren, Trostwald Odenthal

Neue Kurse der
VHS Bergisch Gladbach 
in Odenthal

Am 10. Februar 2014 beginnt das Früh-
jahrssemester und endet am 06. Juli
2014.
In der Gemeinde Odenthal gibt es wie-
der mehr als 20 Kurse und Veranstal-
tungen in den Bereichen: Freies Malen,
Keramik, Fotografie, Zuschneiden und
Nähen, Autogenes Training, Progressive
Muskelentspannung, Wirbelsäulengym-
nastik, Pilates, EDV und Italienisch. Die
neuen Kurse Qigong, Taijiquan und Fit-
nessgymnastik wurden begeistert ange-
nommen. 
Das Kursangebot für Odenthal konnte in
den letzten Jahren erweitert werden.
Und so haben sich auch die Teilnehm-
erzahlen erfreulich entwickelt.
2012 fanden 55 Veranstaltungen statt,
mit 1076 Unterrichtsstunden und 574
Teilnehmern. 
Die Frühjahrsprogramme liegen dieser
Rathaus-Ausgabe bei, wer weitere Ex -
emplare benötigt, erhält sie im Bürger-
büro.
Beratungstermine:
EDV
Informationen über Kursstruktur, Inhalte
und Abschlussmöglichkeiten für EDV
Kurse, Erläuterungen von Zugangs- und
Einstiegsmöglichkeiten erhalten Sie
nach tel. Vereinbarung unter 02202-
142268.
Sprachen
Die persönliche telefonische Beratung
für die Sprachkurse bitte vorher mit den
pädagogischen MitarbeiterInnen verein-
baren (02202-142488 oder 02202-
142279).

5Odenthal – Das A und O im Bergischen   www.odenthal.de

Ein Blick in den Trostwald.
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Sie können sich per Anmeldekarte oder
per Internet unter www.vhs-gl.de anmel-
den oder verschenken Sie einen Gut-
schein. Für Fragen steht Ihnen die VHS
jederzeit gerne unter Tel. 02202-142263
zur Verfügung oder Frau Di Lieto 02174-
4264, E-Mail: di.lieto@vhs-gl.de. 
Auch Anregungen für neue Kurse nimmt
Frau Di Lieto als Ansprechpartnerin der
VHS gerne entgegen. 

2. Satzung zur Änderung
der Satzung über die
Straßen reinigung und die
Erhebung von Straßenreini -
gungs gebühren (Straßenrei-
ni gungs- und Gebühren -
satzung) in der Gemeinde
Odenthal vom 11.12.2013

Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der zur Zeit geltenden Fas-
sung und des zur Zeit gültigen
Kommunalabgabengesetzes für das
Land Nordrhein-Westfalen (KAG) sowie
den §§ 3 und 4 des zur Zeit geltenden
Gesetzes über die Reinigung öffentlicher
Straßen (StrReinG NW) hat der Rat der
Gemeinde in seiner Sitzung am
10.12.2013    folgende Satzung
beschlossen:

§ 1
Das Straßenverzeichnis nach § 2 Abs. 1
der Satzung wird gemäß der Anlage, die
Bestandteil dieser Satzung ist, geändert
bzw. ergänzt.

§ 2
Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in
Kraft.
Bekanntmachungsanordnung
1. Hinweis gem. § 7 Abs. 6 GO NW

Die Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-West-
falen in der zur Zeit geltenden Fas-
sung  kann gegen die Satzung nach
Ablauf eines Jahres seit der Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn,

Bekanntmachungen

a) eine vorgeschriebene Genehmi-
gung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats-
beschluss vorher beanstandet,

d) der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Gemeinde vor-
her gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt.

2. Die vorstehende zweite Änderungs-
satzung der Satzung über die Stra-
ßenreinigung und die Erhebung von
Straßenreinigungsgebühren durch
die Gemeinde Odenthal vom
11.12.2013 wird hiermit in vollem
Wortlaut im Amtsblatt „Das Rathaus“
bekannt gemacht.

Odenthal, den 20.12.2013 
Der Bürgermeister
gez.:
Roeske

Zweite Änderungssatzung
zur Satzung über die
Abfallentsorgung in der
Gemeinde Odenthal vom
11.12.2013 

Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW.,
S. 666), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 13.12.2011
(GV. NRW. 2011, S. 685), des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom
24.02.2012 (BGBl. I 2012, S. 212ff.), § 7
der Gewerbeabfall-Verordnung vom
19.06.2002 (BGBl. I 2002, S. 1938ff.,
zuletzt geändert durch Art. 5 Abs. 23
des Gesetzes zur Neuordnung des
Kreislaufwirtschafts- und Abfallrechts
vom 24.02.2012, BGBl. I 2012, S. 257),
der §§ 8 und 9 des Abfallgesetzes für
das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG
NW) vom 21. Juni 1988, zuletzt geändert
durch Gesetz vom 17.12.2009 (GV.
NRW. S. 863, ber. 975), sowie des § 17
des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I, S.
602), zuletzt geändert durch Gesetz vom
29.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2353) hat
der Rat der Gemeinde Odenthal in sei-
ner Sitzung vom 10.12.2013  folgende
Satzung beschlossen:  

§ 1
§ 15 – Häufigkeit und Zeit der Lee-
rung/Abfuhr – 
Satz 1 des Abs. 3 wie folgt  geändert:
Der graue Abfallbehälter mit braunem
Deckel für Biomüll wird in der Zeit vom
01.05. bis 31.10. wöchentlich entleert
(Sommerleerung). 

§ 16 – Sperrige Abfälle/Sperrmüll und
Entsorgung von Elektro- und Elektro-
nik-Altgeräte –
Abs. 3 wird wie folgt geändert:
Die Sperrmüllabfuhr erfolgt nach schrift-
licher Anmeldung (Kartenanmeldung) an
die Gemeinde Odenthal.
Die Sperrmüllmenge ist auf eine haus-
haltsübliche Menge pro Abfuhr und
Anmeldung begrenzt.
Der Abfuhrtermin wird dem Abfallbesit-
zer von der Gemeinde Odenthal schrift-
lich oder telefonisch mitgeteilt. 
Die sperrigen Abfälle/der Sperrmüll
müssen am genannten Abfuhrtermin am
Fahrbahnrand zur Abholung bereitste-
hen.

§ 2
Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in
Kraft.
Bekanntmachungsanordnung
1. Hinweis gem. § 7 Abs. 6 GO NW

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der zur Zeit gelten-
den Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein Westfalen kann gegen die
Satzung nach Ablauf eines Jahres
seit der Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmi-

gung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats-
beschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Gemeinde vor-
her gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt.

2. Die vorstehende zweite Änderungs-
satzung zur Satzung über die Abfall-
entsorgung  in der Gemeinde Oden-
thal wird hiermit in vollem Wortlaut
bekannt gemacht.

Odenthal, den 11.12.2013
gez.:
Roeske
Bürgermeister

9. Satzung zur Änderung
der Beitrags- und Gebühren-
 satzung zur Satzung über
die Entwässerung der Grund-
 stücke und den Anschluss
an die öffentliche Abwasser-
anlagen – Entwässerungs -
satzung – in der Gemeinde
Odenthal vom 11.12.2013 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Ge -
meindeordnung für das Land Nordrhein-
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Westfalen in der zur Zeit geltenden
Fassung, der §§ 1, 2, 4 und 6 des zur
Zeit gültigen Kommunalabgabengeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen
(KAG NRW), den §§ 51 und 53 des zur
Zeit geltenden Landeswassergesetzes 
– LWG – in Verbindung mit der zzt. gül-
tigen Satzung über die Entwässerung
der Grundstücke und den Anschluss an
die öffentliche Abwasseranlage – Ent-
wässerungssatzung – hat der Rat der
Gemeinde Odenthal in seiner Sitzung
am 10.12.2013 folgende Änderungssat-
zung beschlossen: 

§ 1
§ 9 Abs. 6 erhält folgende Fassung:
Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwas-
ser 2,76 €.

§ 2
§ 10 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
Die Gebühr für jeden Quadratmeter be -
bauter bzw. von Bauteilen überdeckter
und/oder befestigter Fläche i.S. des
Abs. 1 beträgt 0,76 €.

§ 3
Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in
Kraft.

Bekanntmachungsanordnung
1. Hinweis gem. § 7 Abs. 6 GO NW

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der zur Zeit gelten-
den Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein Westfalen kann gegen die
Satzung nach Ablauf eines Jahres
seit der Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmi-

gung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats-
beschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Gemeinde vor-
her gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt.

2. Die vorstehende 9. Satzung zur Än -
derung der Beitrags- und Gebühren-
satzung zur Satzung über die Ent-
wässerung der Grundstücke und
den Anschluss an die öffentlichen
Abwasseranlagen – Entwässerungs-
satzung – in der Gemeinde Odenthal
wird hiermit in vollem Wortlaut be -
kannt gemacht.

Odenthal, den 20.12.2013
gez.:
Roeske
Bürgermeister

13. Satzung zur Änderung
der Gebührensatzung für
die kommunale Abfall -
entsorgungseinrichtung
der Gemeinde Odenthal
vom 11.12.2013

Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Ge -
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der zurzeit geltenden Fas-
sung und der §§ 2,4 und 6 des zurzeit
gültigen Kommunalabgabengesetzes für
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG)
in Verbindung mit der Satzung über
die Abfallentsorgung in der Gemeinde
Odenthal vom 15.12.1999, in der zurzeit
gültigen Fassung, hat der Rat der Ge -
meinde Odenthal in seiner Sitzung vom
10.12.2013 folgende Satzung beschlos-
sen:

§ 1
§ 3 – Gebührensatz

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:
(1) Die Abfallentsorgungsgebühr beträgt

a) bei der haushaltsbezogenen zwei-
wöchentlichen Abfuhr für den
60-l-grauen Restmüllbehälter

148,00 €
80-l-grauen Restmüllbehälter

189,00 €
120-l-grauen Restmüllbehälter

271,00 €
240-l-grauen Restmüllbehälter

517,00 €
1.100-l-grauen Restmüllbehälter

2.280,00 €
b) bei der haushaltsbezogenen vier-

wöchentlichen Abfuhr für den
60-l-grauen Restmüllbehälter

87,00 €
80-l-grauen Restmüllbehälter

108,00 €
c) bei der gewerblichen wöchent-

lichen Leerung ohne Sondermüll
für den
80-l-grauen Restmüllbehälter

345,00 €
120-l-grauen Restmüllbehälter

505,00 €
240-l-grauen Restmüllbehälter

985,00 €
1.100-l-grauen Restmüllbehälter

4.425,00 €
2.500-l-grauen Restmüllbehälter

10.025,00 €
5.000-l-grauen Restmüllbehälter

20.025,00 €
d) bei der gewerblichen zweiwö-

chentlichen Leerung ohne Son -
dermüll für den
60-l-grauen Restmüllbehälter

145,00 €
80-l-grauen Restmüllbehälter

185,00 €
120-l-grauen Restmüllbehälter

265,00 €

240-l-grauen Restmüllbehälter
505,00 €

1.100-l-grauen Restmüllbehälter
2.225,00 €

2.500-l-grauen Restmüllbehälter
5.025,00 €

5.000-l-grauen Restmüllbehälter
10.025,00 €

e) bei der gewerblichen vierwö-
chentlichen Leerung ohne Son -
dermüll für den
60-l-grauen Restmüllbehälter

85 00 €
80-l-grauen Restmüllbehälter

105,00 €
f) Die Gebühr für den 70 l blauen

Restabfallsack beträgt 6,50 €.

§ 2
Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in
Kraft.
Bekanntmachungsanordnung
1. Hinweis gem. § 7 Abs. 6 GO NW

Die Verletzung von Verfahrens- und
Formvorschriften der zurzeit gelten-
den Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen kann gegen die
Satzung nach Ablauf eines Jahres
seit der Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmi-

gung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats-
beschluss vorher beanstandet,

d) der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Gemeinde vor-
her gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt.

2. Die vorstehende 13. Satzung zur Än -
derung der Gebührensatzung für die
kommunale Abfallentsorgungsein-
richtung der Gemeinde Odenthal
vom 11.12.2013 wird hiermit in vol-
lem Wortlaut bekannt gemacht.

Odenthal, den 20.12.2013
gez.:
Roeske
Bürgermeister

Neunzehnte Satzung zur
Änderung der Gebührensat-
zung zur Satzung über die
Entsorgung von
Grundstück
sentwässerungsanlagen
vom  11.12.2013

Aufgrund der §§ 7 Abs.1 und 41 Abs.1,
Satz 2, Bst. F und i der Gemeindeord-
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3. Bei Zuwiderhandlung gegen die Zif-
fern 1 und 2 dieser Verfügung drohe
ich für jeden Fall des Mitführens, Be -
nutzens oder Verkauf eines Glasbe-
hältnisses ein Zwangsgeld in Höhe
von 35 Euro je Glasbehältnis an.
Dasselbe gilt für Getränkebehält-
nisse aus anderen Materialien, wenn
diese ein Volumen von 0,50 Liter
übersteigen. Für den Fall, dass das/
die Glasbehältnis(se) daraufhin nicht
aus der Verbotszone entfernt wird/
werden, drohe ich das Zwangsmittel
des unmittelbaren Zwanges in Form
der Wegnahme des mitgeführten Glas-
 behältnisses bzw. der mitgeführten
Glasbehältnisse an. 

4. Die sofortige Vollziehbarkeit dieser
Verfügung wird gem. § 80 Abs. 2
Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGo) angeordnet, mit der Folge,
dass eine eventuell eingelegte Klage
keine aufschiebende Wirkung hat.

5. Diese Allgemeinverfügung gilt
gemäß § 41 Abs. 4 S. 4 VwVfG NRW
mit dem auf die Bekanntmachung
folgenden Tag als bekanntgegeben.

Begründung:
Am Weiberfastnachtstag wird im Ortsteil
Voiswinkel als Höhepunkt des Straßen-
karneval der traditionelle Karnevalszug
stattfinden. Dieser wird, durch seine
Bekanntheit und Beliebtheit von sehr
vielen, insbesondere jugendlichen Per-
sonen aus Odenthal und den umliegen-
den Städten und Gemeinden besucht.
Zum Feiern gehört dabei auch regelmä-
ßig der Konsum von alkoholfreien Ge -
tränken und alkoholischen Getränken.
Die Beobachtungen von Polizei und
Ordnungsbehörde der Gemeinde Oden-
thal haben in den letzten Jahren gezeigt,
dass die Feiernden nicht nur an den vor-
handenen Verkaufsständen ihre Geträn-
ke kaufen. Viele bringen sich die Geträn-
ke in Glasflaschen mit bzw. kaufen sich
in den umliegenden Einzelhandelsge-
schäften Getränke und konsumieren
diese dann vor Ort. Die leeren Flaschen
werden dann meist nicht ordnungsge-
mäß entsorgt, sondern einfach auf den
Boden gestellt, in den Rinnstein gewor-
fen, fallengelassen oder bewusst zer-
schlagen. Aufgrund der Vielzahl der
Feiernden und der entsorgten Flaschen
werden die Glasbehältnisse zu Stolper-
fallen. Die Flaschen werden bewusst
und auch versehentlich weggetreten
und zersplittert. Überdies wurde ver-
mehrt versucht mit den Glasbehältnis-
sen die Reifen der vorbeirollenden Kar-
nevalswagen zu zerstören. Die Reste
der Glasflaschen und Scherben wuch-
sen in den vergangenen Jahren konti-
nuierlich rasant an. Sie werden zu Stol-
perfallen, verursachen Verletzungen,
werden bei körperlichen Auseinander-
setzungen als gefährliche Waffen einge-
setzt und können schließlich bei Dienst-
und Einsatzfahrzeugen der Polizei, Feu-
erwehr, Rettungs- und Hilfsdiensten,
des Ordnungsdienstes sowie der Abfall-
entsorgung zu Reifenschäden führen.

nung für das Land Nordrhein-Westfalen
in der zur Zeit geltenden Fassung und
der §§ 2,4 und 6 des zur Zeit gültigen
Kommunalabgabengesetzes für das
Land Nordrhein-Westfalen in Verbindung
mit der Satzung über die Entsorgung
von Grundstücksentwässerungsanla-
gen in der Gemeinde Odenthal vom
25.03.1987 in der zzt. geltenden Fas-
sung hat der Rat der Gemeinde Oden-
thal in seiner Sitzung am 10.12.2013
folgende Satzung zur Änderung der
Gebührensatzung über die Entsorgung
von Grundstücksentwässerungsanlagen
beschlossen:

§ 1
§ 3 – Gebührensatz – erhält folgende
Fassung:
Die Benutzergebühr beträgt für die Ent-
sorgung von
a) abflusslosen Gruben

15,78 Euro/m³ Frischwasser inklusi-
ve Transport

b) Belebungsanlagen
1,54 Euro/m³ Frischwasser inklusive
Transport.

§ 2
Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in
Kraft.

Bekanntmachungsanordnung
1. Hinweis gemäß § 7 Abs.6 GO NW

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der zur Zeit gelten-
den Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen kann gegen die
Satzung nach Ablauf eines Jahres
seit der Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmi-

gung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Gemeinde vor-
her gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt.

2. Die vorstehende 19. Satzung zur Än -
derung der Gebührensatzung zur
Satzung über die Entsorgung von
Grundstücksentwässerungsanlagen
in der Gemeinde Odenthal wird hier-
mit in vollem Wortlaut bekannt ge -
macht.

Odenthal den 20.12.2013  
gez.:
Roeske
Bürgermeister

Allgemeinverfügung über
das Verbot des Mitführens,
Benutzens und des Verkaufs
von Glas- und anderen
Getränkebehältnissen an
Weiberfastnacht 

Hiermit wird gemäß § 35 Satz 2 Verwal-
tungsverfahrensgesetz Nordrhein- West-
falen (VwVfg NRW) in Verbindung mit §
14 Abs. 1 des Gesetzes über Aufbau
und Befugnisse der Ordnungsbehörden
(Ordnungsbehördengesetz) Nordrhein-
Westfalen (OBG NRW) in den jeweils
gültigen Fassungen folgende Allge-
meinverfügung erlassen:
1. Jeweils für Weiberfastnacht ist im

unter Nummer 2 näher festgelegten
Bereich der Gemeinde Odenthal,
Ortsteil Voiswinkel in der Zeit zwi-
schen 12.00 Uhr und 18.30 Uhr das
Mitführen, die Benutzung und der
Verkauf von Glasbehältnissen, das
heißt alle Behältnisse, die aus Glas
hergestellt sind (wie zum Beispiel
Flaschen und Gläser), außerhalb von
geschlossenen Räumen untersagt.
Dasselbe gilt für Getränkebehält-
nisse aus anderen Materialien, wenn
diese ein Volumen von 0,50 Litern
übersteigen. Ausgenommen von die-
sem Verbot ist das Mitführen ent-
sprechender Getränkebehältnisse
durch Personen, welche diese offen-
sichtlich und ausschließlich zur
unmittelbaren Mitnahme zur häus-
lichen Verwendung bei sich führen
oder als Zulieferer für die innerhalb
des definierten Bereichs ansässigen
Gewerbebetriebe oder Privathaus-
halte tätig sind.

2. Der räumliche Geltungsbereich er -
streckt sich auf die Odenthaler Stra-
ße von der Hausnummer 68 a (vor
der Einmündung zur Küchenberger
Straße) und der Hausnummer 19
(hinter der Einmündung zu Im Son-
nenberg). Auf der St.-Engelbert-Str.
vom Kreuzungsbereich Odenthaler
Str. bis zur Kreuzung Kirchweg. Das
Verbot erstreckt sich auf die alle dem
öffentlichen Verkehr dienenden Flä-
chen (Verkehrsflächen) unabhängig
von den Eigentumsverhältnissen. Zu
den Verkehrsflächen gehören ins-
besondere: Straßen, Fahrbahnen ein-
 schließlich der Geh- und Radwege;
Plätze, einschließlich Stellflächen
und Parkplätze für Fahrzeuge; Sei-
ten- und Sicherheitsstreifen; Treppen
und Rampen, einschließlich Treppen
vor der Straßenfront der Häuser,
soweit sie nicht eingefriedet sind;
Ein- und Aufbauten der Verkehrsflä-
chen, insbesondere Lichtzeichenan-
lagen, Ruhebänke, Bushaltestellen,
Toiletteneinrichtungen, Abfall- und
Wertstoffsammelbehälter. Der Gel-
tungsbereich des Verbots ist der an -
liegenden Karte zu entnehmen. Die
Karte ist Bestandteil der Allgemein-
verfügung.
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Insbesondere drohende Reifenschäden
an Fahrzeugen für den Rettungsdienst
stellen ein erhebliches Gefahrenpoten-
zial dar, da ggfls. akute, lebensrettende
Einsätze nur mit erheblicher Zeitverzö-
gerung durchgeführt werden können.
Zudem steigert sich durch den ver-
mehrten Alkoholgenuss bei diesen Ver-
anstaltungen erfahrungsgemäß die Ge -
waltbereitschaft der Besucherinnen und
Besucher, mit der Folge möglicher, er -
heblicher Verletzungen bei den Betrof-
fenen. Nach den Erkenntnissen der Poli-
zei und der Ordnungsbehörde ist die
Hemmschwelle eine Flasche bzw. ein
Glas als Wurfgeschoss gegen die Zug-
teilnehmer oder als Schlagwaffe zu ver-
wenden, in der letzten Zeit deutlich
gesunken. 
Bis einschließlich 2010 ging dies einher
mit einem großen Müllproblem, insbe-
sondere bei Getränkeflaschen, -dosen
und Gläsern. Der Bereich um die Kreu-
zung Odenthaler Str. und St.-Engelbert-
Str. war regelmäßig, schon nach kurzer
Zeit von einem Scherbenmeer übersät.
Auch eine zügige Reinigung durch die
beauftragten Abfallentsorger ist bedingt
durch die Menge der entsorgten Glas-
behältnisse nicht möglich.
Die Kräfte der Polizei, des Ordnungs-
amtes sowie der Hilfsorganisationen
wurden in den letzten Jahren erheblich
verstärkt. Sie reichen jedoch nicht aus,
um die Gefahr, die von den Glasbehält-
nissen und den damit verbundenen
Scherben ausgeht, zu bannen oder zu -
mindest auf ein hinzunehmendes Maß
zu reduzieren.
Der bundesweit zu beobachtende Trend
der Aufweichung von moralischen und
ethischen Werten und dem damit ein-
hergehenden Niveauverlust bis hin zur
spontanen Bedürfnisbefriedigung und
Rücksichtlosigkeit zeigt sich mit all sei-
nen negativen Begleiterscheinungen
auch im Voiswinkeler Straßenkarneval.

Im einzelnen:
Zu Ziffer 1:
Nach § 14 Abs. 1 OBG NRW können die
Ordnungsbehörden die notwendigen
Maßnahmen treffen, um eine im einzel-
nen Falle bestehende Gefahr für die öf -
fentliche Sicherheit oder Ordnung abzu-
wehren. Das Glasverbot ist ein geeig-
netes Mittel zur entsprechenden Gefah-
renabwehr. Es steht auch kein milderes
Mittel zur Verfügung, mit dem der glei-
che Erfolg erreicht werden könnte.
Hierdurch kann zwar nicht gänzlich aus-
geschlossen werden, dass unbefugter-
weise Glasbehältnisse in das Verbots-
gebiet zum dortigen Verbrauch ge-
langen. Es ist jedoch zu erwarten, dass
der Gebrauch von Glas eine hinreichen-
de Beschränkung erfährt, die ausreicht,
den abzuwehrenden Gefahren wirksam
zu begegnen. Der Nachteil für die Besu-
cher und der angestrebte Erfolg stehen
in einem vertretbaren Verhältnis zuein-
ander. Der Schutz der Rechtsgüter der

Feiernden, der Ordnungskräfte sowie
der Anwohner und Zugteilnehmer, spe-
ziell deren Gesundheit, ist ungleich
wichtiger als der Nachteil, in einem ab -
gegrenzten räumlichen Bereich keine
bestimmten Getränkebehältnisse mit
sich führen zu dürfen.
Unter Beachtung des Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit (§ 15 OBG NRW)
sind die Ausnahmen für die Verwendung
im häuslichen Bereich oder einer not-
wendigen Zulieferung aufgenommen.
Damit soll eine ausreichende Versor-
gung der Privathaushalte und der Ge -
werbetreibenden sichergestellt sein.
Ebenso wird so eine Benachteiligung
der im Bereich liegenden Gewerbetrei-
benden ausgeschlossen. 
Der zeitliche Geltungsbereich entspricht
gezielt den in den letzten Jahren eruier-
ten Gefahrenzeiten, die durch Glas und
Glasscherben entstehen.

Zu Ziffer 2:
Um eine wirkungsvolle Reduzierung von
Glasbruchschäden und Schnittverlet-
zungen zu gewährleisten, erstreckt sich
der räumliche Geltungsbereich für die
angeordnete Maßnahme auf Bereiche,
die sich in den vergangenen Jahren als
durch Glasscherben besonders gefähr-
lich herauskristallisiert haben.
Die Grenzen des Geltungsbereichs wer-
den unter Berücksichtigung der Erfah-
rungen der Polizei und der Ordnungs-
behörde für erforderlich gehalten.
Der räumliche Geltungsbereich ent-
spricht den in der Vergangenheit als
konfliktträchtig aufgefallenen Bereichen.
Zu Ziffer 3:
Die Androhung von Zwangsmitteln er -
folgt auf der Grundlage der §§ 55.60.62
und 63 des Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen- VwVG NRW. Fortsetzung S. 12
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ser Schutzgüter überwiegt in diesem
Fall gegenüber einem Interesse eines
Betroffenen an der aufschiebenden Wir-
kung.
Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Verfügung kann innerhalb
eines Monats nach Bekanntgabe Klage
beim Verwaltungsgericht Köln, Appell-
hofplatz, 50667 Köln erhoben werden.
Die Klage muss den Kläger, den Beklag-
ten und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen. Sie soll einen be -
stimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Be-
weismittel sollen angegeben, die ange-
fochtene Verfügung soll in Urschrift oder
in Abschrift beigefügt werden. Die Klage
kann schriftlich, zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle
oder in elektronischer Form nach Maß-
gabe der Verordnung über den elektro-
nischen Rechtsverkehr bei den Verwal-
tungs- und Finanzgerichten im Lande
Nordrhein- Westfalen (ERVVO VG/FG
NRW) erhoben werden. Wird die Klage
schriftlich erhoben, so wird die Frist nur
gewahrt, wenn die Klageschrift bis zum
Ablauf der angegebenen Frist bei Ge -
richt eingegangen ist. Für den Fall, dass
diese Frist durch das Verschulden eines
Ihrer Bevollmächtigten versäumt werden
sollte, würde dessen Verschulden Ihnen
zugerechnet werden.
Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Allgemeinverfügung
wird hiermit gemäß § 41 Abs. 3 und 4
VwVfG NRW öffentlich bekannt ge -
macht.
Odenthal, den 21.11.2013
Gemeinde Odenthal
Der Bürgermeister
als örtliche Ordnungsbehörde
Wolfgang Roeske
Bürgermeister

Amtliche Bekanntmachung
Der Entwurf der Haushaltssatzung für
das Haushaltsjahr 2014 ist in der Rats-
sitzung am 10.12.2013 eingebracht wor-
den.
Der Entwurf der Haushaltssatzung und
des Haushaltsplanes mit Anlagen der
Gemeinde Odenthal für das Haushalts-
jahr 2014 liegt vom 06. Januar bis 23.
Januar 2014, montags bis freitags von
8.00 Uhr bis 12.30 Uhr sowie dienstags
und donnerstags von 14.00 Uhr bis
16.00 Uhr beim Bürgermeister, Kämme-
rei, im Verwaltungsgebäude in Odenthal,
Bergisch Gladbacher Straße 2 (rechter
Gebäudeteil, 1. Stock), öffentlich aus. 
Gegen den Entwurf können Einwohner
oder Abgabepflichtige innerhalb einer
Frist von vierzehn Tagen nach Beginn
der Auslegung am 06. Januar 2014 so -
wohl schriftlich als auch mündlich zu
Protokoll Einwendungen beim Bürger-
meister, Kämmerei, im vorgenannten
Verwaltungsgebäude erheben.
Über Einwendungen, die von Einwoh-
nern oder Abgabepflichtigen gegen die

Haushaltssatzung und ihre Anlagen er -
hoben werden, beschließt der Gemein-
derat in öffentlicher Sitzung.
Odenthal, den 11.12.2013

Gemeinde Odenthal
Der Bürgermeister

gez.
Roeske

Bekanntmachung
über das Inkrafttreten des
Bebauungsplanes Nr. 68
–Hüttchen-Waldblick–
gemäß § 13 a des Bau -
gesetzbuches (BauGB,
Bebauungs plan der Innen -
entwicklung)

Der Rat der Gemeinde Odenthal hat in
seiner Sitzung am 10.12.2013 den Be -
bauungsplan Nr. 68 –Hüttchen-Wald-
blick– einschließlich der textlichen Fest-
setzungen als Satzung beschlossen.
Dem Bebauungsplan sind beigefügt
eine Begründung mit Umweltbericht,
eine schalltechnische Untersuchung und
die Artenschutzprüfung I.
Der betreffende Bereich ist im nachfol-
gend abgedruckten Kartenausschnitt
dargestellt.
Mit dieser Bekanntmachung tritt der
Bebauungsplan Nr. 68 –Hüttchen-Wald-
blick– gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetz-
buch (BauGB) in Kraft.
Der Bebauungsplan Nr. 68 –Hüttchen-
Waldblick– kann während der Dienst-
stunden
montags bis donnerstags

von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr
und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr

freitags
von 8.00 Uhr bis 12.30 Uhr

sowie jeden 1. Donnerstag im Monat
von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr

im Geschäftsbereich III –Bauen & Tech-
nische Dienste– der Gemeinde Oden-
thal, Altenberger-Dom-Straße 29, einge-
sehen werden.
Über den Inhalt des Planes, die text-
lichen Festsetzungen sowie über die
Begründung wird auf Verlangen Aus-
kunft erteilt.
Hinweise:
Unter Beachtung des § 244 BauGB in
der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBI. I, S. 2414), zuletzt
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 31.07.2009 (BGBI. I, S. 2585) erge-
hen folgenden Hinweise:
1) Die Verletzung von Verfahrens- und

Formvorschriften gemäß § 7 Abs. 6
der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der
Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV NRW S. 666), zuletzt geändert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom
17.12.2009 (GV NRW S. 950), kann
gegen die Satzung nach Ablauf
eines Jahres seit ihrer Verkündung

Als mildestes Mittel wird bei Verstößen
gegen das unter Ziffer 1 verfügte Mit-
führungs- und Benutzungsverbot auf
der Grundlage des § 60 VwVG NRW
zunächst das Zwangsmittel des Zwangs-
 geldes angedroht. Die Höhe des ange-
drohten Zwangsgeldes ist geeignet, den
Willen der Pflichtigen zu beugen. Sie
ist auch verhältnismäßig (§ 58 VwVG
NRW), weil die Höhe des angedrohten
Zwangsgeldes in einem angemessenen
Verhältnis zu seinem Zweck steht.
Wenn daraufhin das Glasbehältnis nicht
aus der Verbotszone entfernt wird, wird
gemäß § 62 VwVG NRW das Zwangs-
mittel des unmittelbaren Zwangs ange-
droht (in der Reihenfolge der Zwangs-
mittel als zweites, § 63 Abs. 2 S. 2
VwVG NRW).
Gem. § 58 Absatz 3 VwVG NRW darf
der unmittelbare Zwang nur angewen-
det werden, wenn andere Zwangsmittel
nicht zum Ziel führen oder untunlich
sind. Dies ist vorliegend der Fall, wenn
das Zwangsgeld nicht zum entspre-
chenden Erfolg führt. Zweck des Mit-
führungs-, Benutzungs- und Verkaufs-
verbotes ist es, die am meisten fre-
quentierten Bereiche von Glasgefäßen
frei zu halten, um die oben beschriebe-
nen Gefahren zu vermeiden. Vor diesem
Hintergrund muss auch ein Zwangsmit-
tel angedroht werden, das zum soforti-
gen Erfolg führt. Nur durch dieses Zwangs-
 mittel kann wirksam verhindert werden,
dass Glas in den oben aufgeführten Be -
reich der Odenthaler Str. und der St.-
Engelbert-Str. des Ortsteils Voiswinkel
gelangt und dort benutzt wird. Die An -
wendung des unmittelbaren Zwangs ist
auch verhältnismäßig.
Die Frist zur Erfüllung der Verpflichtun-
gen braucht nach den Vorgaben des
§ 63 Abs. 1 S. 2 VwVG NRW hier nicht
bestimmt zu werden, da im Wege dieser
Allgemeinverfügung eine Unterlassung
(hier: Unterlassung des Mitführens und
Benutzens von Glas etc.) erzwungen
werden soll.

Zu Ziffer 4:
Die Anordnung der sofortigen Vollzie-
hung erfolgt auf der Grundlage des § 80
Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichts-
ordnung- VwGO- in der zurzeit gültigen
Fassung. Sie ist zum Schutze der Allge-
meinheit notwendig, da nur so sicher-
gestellt werden kann, dass die getroffe-
ne Anordnung unmittelbar vollziehbar
ist.
Das besondere Interesse an der soforti-
gen Vollziehung dieser Allgemeinverfü-
gung ergibt sich aus der Notwendigkeit
der Beseitigung der bestehenden Ge -
fahr für die öffentliche Sicherheit. Eine
verwaltungsgerichtliche Entscheidung
abzuwarten wäre zum einen aufgrund
der Gefahren für so bedeutende Indivi-
dual - Schutzgüter wie Gesundheit und
Leben; zum anderen aber auch wegen
der Gewährleistung freier Zugänge für
Polizei, Rettungs- und Ordnungskräfte
nicht möglich. Das Schutzinteresse die-
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nicht mehr geltend gemacht werden,
es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmi-

gung fehlt,
b) eine Satzung ist nicht ordnungs-

gemäß öffentlich bekannt ge -
macht worden,

c) der Bürgermeister hat die Ratsbe-
schlüsse vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Gemeinde vor-
her gerügt und daher die verletzte
Rechtsvorschrift oder die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

2) Eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1
bis 3 des Baugesetzbuches beacht-
liche Verletzung der dort bezeichne-
ten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, eine unter Berücksichtigung des
§ 214 Abs. 2 des Baugesetzbuches
beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des
Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplanes und nach § 214
Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuches
be achtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs sind dann unbe-
achtlich, wenn sie nicht gem. § 215
BauGB innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung dieser Satzung
schriftlich gegenüber der Gemeinde
Odenthal geltend gemacht worden
sind. Der Sachverhalt, der die Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften oder den Mangel der
Abwägung be gründen soll, ist dar-
zulegen.

3) Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des
BauGB über die Entschädigung der
durch den Bebauungsplan eingetre-
tenen Vermögensnachteile sowie
über die Fälligkeit und das Erlöschen
entsprechender Entschädigungsan-
sprüche wird hiermit hingewiesen.

4) Ort und Zeit der Einsichtnahme so -
wie die aufgrund des Baugesetzbu-

1. Friedhof Altenberg,
2. Friedhof Odenthal – Ortmitte,
3. Friedhof Selbach,
4. Friedhof Voiswinkel

(2) Des Weiteren ist in Odenthal-Sel-
bach ein Bestattungswald durch die
ForstLandGmbH angelegt.
Stehen im Bereich des Bestattungs-
waldes Odenthal-Selbach nicht mehr
ausreichend Bäume zur Bestattung
zur Verfügung, werden in Odenthal-
Bülsberg, in Odenthal-Großspezard
und in Odenthal-Oberkirsbach eben-
falls Bestattungswaldflächen zur
weiteren Belegung eröffnet. 
Für die Bereiche des Bestattungs-
waldes gilt zusätzlich zu dieser
Friedhofssatzung die Nutzungs-
ordnung für den Bestattungswald
Odenthal.

§ 2
Zweckbestimmung der Friedhöfe

(1) Das Friedhofswesen ist eine nicht
rechtsfähige Anstalt der Gemeinde
Odenthal.

(2) Die Friedhöfe dienen der Bestattung
aller Toten (Leichen, Tot- und Fehl-
geburten), die bzw. deren Eltern bei
ihrem Ableben Einwohner der Ge -
meinde Odenthal waren oder ein
Recht auf Beisetzung in einer be -

ches und der Gemeindeordnung für
das Land Nordrhein-Westfalen erfor-
derlichen Hinweise werden hiermit
öffentlich bekannt gemacht.

Odenthal, den 11. Dezember 2013
Der Bürgermeister
gez.:Roeske

Satzung für die Friedhöfe
der Gemeinde Odenthal
vom 11.12.2013 

Aufgrund von § 4 des Bestattungsge-
setzes NRW und § 7 Abs. 2 i.V.m. § 41
Abs.1 Satz 2 Buchstabe f der Gemein-
deordnung NRW in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994
(GV NW S. 666), zuletzt geändert durch
Art. 2 des Gesetzes zur Stärkung
der kommunalen Demokratie vom
01.10.2013 (GV.NRW.S.564) hat der Rat
der Gemeinde Odenthal am 10.12.2013
folgende Satzung beschlossen:

I. Allgemeine Vorschriften
§ 1

Geltungsbereich
(1) Diese Friedhofsatzung gilt für fol-

gende im Gebiet der Gemeinde
Odenthal gelegenen und von ihr ver-
walteten Friedhöfe:
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stimmten Wahlgrabstätte besaßen.
Darüber hinaus dienen die Friedhöfe
auch der Bestattung der aus
Schwangerschaftsabbrüchen stam-
menden Leibesfrüchte, falls die El -
tern Einwohner der Gemeinde Oden-
thal sind. Die Bestattung anderer
Personen bedarf einer Ausnahme-
genehmigung der Friedhofsverwal-
tung.

(3) Die Bestattung anderer Personen
kann auf Antrag zugelassen werden. 

§ 3
Friedhofsbezirke

(1) Die Verstorbenen sollen auf dem
Friedhof des Gemeindeteils bestat-
tet werden, in dem sie zuletzt ihren
Wohnsitz hatten. Die Bestattung auf
einem anderen Friedhof ist möglich,
wenn dies gewünscht wird und die
Belegung es zulässt. Ebenso soll die
Bestattung auf einem anderen Fried-
hof gestattet werden, wenn 
a) ein Nutzungsrecht an einer be -

stimmten Grabstätte auf einem
anderen Friedhof besteht,

b) Eltern, Kinder oder Geschwister
auf einem anderen Friedhof be -
stattet sind.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann Aus-
nahmen zulassen.

§ 4
Schließung und Entwidmung

(1) Friedhöfe und Friedhofsteile können
für weitere Bestattungen gesperrt
(Schließung) oder einer anderen Ver-
wendung zugeführt werden (Entwid-
mung). 

(2) Änderungen nach Absatz 1 sind vom
Rat der Gemeinde Odenthal zu be -
schließen und öffentlich bekanntzu-
machen. Sie werden mit dem Tage
nach der Bekanntmachung wirksam. 

(3) Durch die Schließung wird die Mög-
lichkeit weiterer Bestattungen aus-
geschlossen. Soweit durch Schlie-
ßung das Recht auf weitere Be-
stattungen in Wahlgrabstätten/Ur -
nenwahlgrabstätten erlischt, wird
dem Nutzungsberechtigten für die
restliche Nutzungszeit bei Eintritt
eines weiteren Bestattungsfalles auf
Antrag eine andere Wahlgrabstätte/
Urnenwahlgrabstätte zur Verfügung
gestellt. Außerdem kann er die Um -
bettung bereits bestatteter Leichen
verlangen. 

(4) Durch die Entwidmung geht die Ei -
genschaft des Friedhofes als Ruhe-
stätte der Toten verloren. Die Bestat-
teten werden, falls die Ruhezeit
(bei Reihengrabstätten/Urnenreihen-
grabstätten) bzw. die Nutzungszeit
(bei Wahlgrabstätten/Urnenwahl-
grabstätten) noch nicht abgelaufen
ist, auf Kosten der Gemeinde Oden-
thal in eine andere Grabstätte umge-
bettet.

(5) Schließung oder Entwidmung wer-
den öffentlich bekannt gegeben. Der
Nutzungsberechtigte einer Wahl-

grabstätte/Urnenwahlgrabstätte er -
hält außerdem einen schriftlichen
Bescheid, wenn sein Aufenthalt be -
kannt oder ohne besonderen Auf-
wand zu ermitteln ist.

(6) Umbettungstermine werden einen
Monat vorher öffentlich bekannt
gemacht. Gleichzeitig sind sie bei
Reihengrabstätten/Urnenreihengrab -
stätten einem Angehörigen des Ver-
storbenen, bei Wahlgrabstätten/Ur -
nenwahlgrabstätten dem
Nutzungsberechtigten mitzuteilen.

(7) Ersatzgrabstätten werden von der
Gemeinde Odenthal auf ihre Kosten
in ähnlicher Weise wie die Grabstät-
ten auf den entwidmeten oder außer
Dienst gestellten Friedhöfen/Fried-
hofsteilen hergerichtet. Die Ersatz -
wahlgrabstätten werden Gegenstand
des Nutzungsrechtes.

II. Ordnungsvorschriften
§ 5

Öffnungszeiten
(1) Der Besuch des Friedhofes ist auf

die Tageszeit beschränkt. 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus

besonderem Anlass das Betreten
eines Friedhofes oder einzelner
Friedhofsteile vorübergehend unter-
sagen. 

(3) Die Friedhofsverwaltung kann das
Betreten der Friedhöfe auch außer-
halb der Öffnungszeiten gestatten. 

§ 6 
Verhalten auf den Friedhöfen

(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen
ruhig und der Würde des Ortes ent-
sprechend zu verhalten. Die Anord-
nungen des Friedhofspersonals sind
zu befolgen. 

(2) Es ist insbesondere nicht gestattet:
a) Tiere mitzuführen, ausgenommen

Blindenhunde,
b) zu rauchen,
c) die Wege mit Fahrzeugen oder

Rollschuhen/Rollerblades/Skate-
boards aller Art, ausgenommen
Kinderwagen und Rollstühlen so -
wie Fahrzeuge der Friedhofsver-
waltung und der für den Friedhof
zugelassenen Gewerbetreibenden
zu befahren, 

d) ohne schriftlichen Auftrag eines
Berechtigten bzw. ohne Zustim-
mung der Friedhofsverwaltung
gewerbsmäßig zu fotografieren,

e) Druckschriften zu verteilen, aus-
genommen Drucksachen, die im
Rahmen der Bestattungsfeier not-
wendig und üblich sind,

f) Waren aller Art sowie gewerbliche
Dienste anzubieten oder diesbe-
züglich zu werben, soweit nicht
eine Genehmigung der Friedhofs-
verwaltung erteilt ist, 

g) den Friedhof und seine Einrichtun-
gen, Anlagen und Grabstätten zu
verunreinigen oder zu beschädigen

sowie Rasenflächen und Grabstät-
ten unberechtigt zu betreten,

h) Abraum und Abfälle außerhalb der
dafür bestimmten Stellen abzula-
gern, 

i) an Sonn- und Feiertagen oder in
der Nähe einer Bestattung Arbeiten
auszuführen,

j) zu lärmen und zu lagern.
(3) Kinder unter 12 Jahren dürfen die

Friedhöfe nur in Begleitung Erwach-
sener und unter deren Verantwor-
tung betreten.

(4) Die Benutzung verschneiter und ver -
eister Wege, die weder freigemacht
noch gestreut sind, geschieht auf
eigene Gefahr.

(5) Die Friedhofsverwaltung kann Aus-
nahmen zulassen, soweit sie mit
dem Zweck des Friedhofes und der
Ordnung auf ihm vereinbar sind.

(6) Totengedenkfeiern und andere nicht
mit einer Bestattung zusammenhän-
gende Veranstaltungen bedürfen der
Zustimmung der Friedhofsverwal-
tung. Sie sind spätestens 4 Tage vor-
her anzumelden.

§ 7
Ausführung gewerbsmäßiger Arbeiten

(1) Gewerbsmäßige Arbeiten dürfen
werktags von montags bis donners-
tags von 07.30 bis 17.00 Uhr und
freitags bis 15.00 Uhr ausgeführt
werden. Gewerbsmäßige Arbeiten
dürfen nicht ausgeführt werden am
Gründonnerstag ab 14.00 Uhr und
an dem Werktag vor Allerheiligen. 
Die Gewerbetreibenden dürfen zu
den genannten Zeiten die Friedhöfe
auf den dafür geeigneten Wegen be -
fahren. Fahrzeuge sind so abzustel-
len, dass sie nicht behindern. 

(2) Geräte, Werkzeuge und Material dür-
fen nur so gelagert werden, dass sie
nicht behindern. Sie sind zu entfer-
nen, sobald die Arbeiten beendet
sind oder unterbrochen werden. Die
Arbeits- und Lagerplätze sind dann
unverzüglich wieder in den früheren
Zustand zu bringen. Gewerbliche
Geräte dürfen nicht an oder in den
Wasserentnahmestellen der Fried-
höfe gereinigt werden. 
Die Gewerbetreibenden dürfen auf
den Friedhöfen keinerlei Abfall, Ab -
raum, Rest- und Verpackungsmate-
rial ablagern. 

III. Allgemeine Vorschriften für
Bestattungen, Ausgrabungen und

Umbettungen
§ 8

Festsetzungen von Ort und
Zeit der Bestattungen

(1) Bestattungen sind nach Eintritt des
Todes der Friedhofsverwaltung un -
verzüglich anzumelden, unbescha-
det der nach dem Personenstands-
gesetz erforderlichen Anmeldepflicht
des Todesfalles beim Standesamt.
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Wird eine Beisetzung in einer früher
erworbenen Wahlgrabstätte bean-
tragt, ist das Nutzungsrecht nachzu-
weisen.

(2) Soll eine Aschenbestattung erfolgen,
so ist eine Bescheinigung über die
Einäscherung vorzulegen.

(3) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort
und Zeit der Bestattung fest.

(4) Beisetzungen erfolgen nur an Werk-
tagen, außer samstags.
In dem Zeitraum 01.10.–31.03. sol-
len Beisetzungen bis 15.00 Uhr be -
endet sein.

(5) Erdbestattungen dürfen frühestens
48 Stunden nach Eintritt des Todes
erfolgen.

(6) Erdbestattungen und Einäscherun-
gen müssen innerhalb von 8 Tagen
nach Eintritt des Todes erfolgen.
Aschen sollen spätestens 2 Monate
nach der Einäscherung bestattet
werden.

§ 9
Särge und Urnen

(1) Bestattungen sind grundsätzlich in
Särgen oder Urnen vorzunehmen.
Ausnahmsweise kann die Friedhofs-
verwaltung auf Antrag die Bestat-
tung ohne Sarg oder Urne gestatten,
wenn nach den Grundsätzen oder
Regelungen der Glaubensgemein-
schaft, der die oder der Verstorbene
angehört hat, eine Bestattung ohne
Sarg oder Urne vorgesehen ist. 

(2) Särge, Urnen und Überurnen müs-
sen so beschaffen sein, dass die
chemische, physikalische oder bio-
logische Beschaffenheit des Bodens
oder Grundwassers nicht nachteilig
verändert wird und bei Särgen die
Verwesung der Leichen innerhalb der
Ruhezeit ermöglicht wird.
Die Särge müssen festgefügt und so
abgedichtet sein, dass jedes Durch-
sickern von Feuchtigkeit ausge-
schlossen ist.
Särge, Sargausstattungen und -bei-
gaben, Sargabdichtungen und Über-
urnen müssen zur Vermeidung von
Umweltbelastungen aus leicht ver-
rottbaren Werkstoffen hergestellt
sein. Sie dürfen keine PVC-, PCP-,
formaldehydabspaltenden, nitrozel-
lulosehaltigen oder sonstigen um -
weltgefährdenden Lacke oder Zusät-
ze enthalten. Sie dürfen nicht aus
Metall oder anderen schwer ver-
gänglichen Stoffen hergestellt sein,
soweit nichts anderes ausdrücklich
vorgeschrieben ist. 
Die Urnen für die Baumbestattungen
dürfen nur aus biologisch abbauba-
ren Materialien bestehen.
Die Kleidung der Leichen soll nur aus
Papierstoff und/oder Naturtextilien
bestehen.

(2) Die Särge sollen höchstens 2,10 m
lang, 0,80 m hoch und 0,75 m breit
sein; die Urnen einschließlich der
Überurnen sollen eine Größe von 20

cm Durchmesser und 30 cm Höhe
nicht überschreiten. Sind in Ausnah-
mefällen größere Särge erforderlich
bzw. größere Urnen mit Überurnen
vorgesehen, ist die Zustimmung der
Friedhofsverwaltung bei der Anmel-
dung der Bestattung einzuholen.

§ 10
Ausheben der Gräber

(1) Die Gräber werden vom Friedhofs-
personal ausgehoben und wieder
verfüllt.

(2) Die Aushubtiefe für Särge beträgt
grundsätzlich auf allen Friedhöfen
1,80 m. Die Gräber auf dem Friedhof
Altenberg – Erweiterungsteil – müs-
sen 2 m tief ausgehoben und bis zur
Grabsohle von 1,80 m mit lockerem
Bodenmaterial wieder aufgefüllt wer-
den.
Die Tiefe der einzelnen Gräber be -
trägt von der Erdoberfläche (ohne
Hügel) bis zur Oberkante des Sarges
mindestens 0,90 m. Die Bestat-
tungstiefe der Urne beträgt grund-
sätzlich 0,65 m. Die Tiefe der einzel-
nen Urnengräber beträgt von der
Erdoberfläche zur Oberkante der
Urne mindestens 0,35 m.

(3) Der Nutzungsberechtigte hat Grab-
zubehör auf seine Kosten vorher ent-
fernen zu lassen. Sofern beim Aus-
heben der Gräber Grabmale, Fun-
damente oder Grabzubehör durch
die Friedhofsverwaltung entfernt
werden müssen, sind die dadurch
entstehenden Kosten durch den
Nutzungsberechtigten der Fried-
hofsverwaltung zu erstatten.

§ 11
Ruhezeit

Die Ruhezeit beträgt auf allen Friedhö-
fen für Leichen 30 Jahre und für Aschen
20 Jahre.

§ 12
Ausgrabungen und Umbettungen

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätz-
lich nicht gestört werden. 

(2) Ausgrabungen und Umbettungen
von Leichen und Aschen bedürfen,
unbeschadet sonstiger gesetzlicher
Vorschriften, der vorherigen Zustim-
mung der Friedhofsverwaltung. Die
Zustimmung kann nur bei Vorliegen
eines wichtigen Grundes erteilt wer-
den. Umbettungen aus einer Rei-
hengrabstätte in eine andere Rei-
hengrabstätte sind innerhalb der
Gemeinde nicht zulässig. § 4 Abs. 2
und Abs. 3 bleiben unberührt.

(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vor-
handene Leichen- und Aschenreste
können nur mit vorheriger Zustim-
mung der Friedhofsverwaltung in
belegte Grabstätten umgebettet
werden.

(4) Alle Ausgrabungen und Umbettun-
gen (mit Ausnahme der Maßnahmen
von Amts wegen) erfolgen nur auf

Antrag. Antragsberechtigt ist bei
Ausgrabungen und Umbettungen
aus Reihengrabstätten der verfü-
gungsberechtigte Angehörige des
Verstorbenen, bei Ausgrabungen
und Umbettungen aus Wahlgrab-
stätten bzw. aus Urnenwahlgrab-
stätten der jeweilige Nutzungsbe-
rechtigte. Mit dem Antrag ist die
Verleihungsurkunde nach § 15 Abs.
4 und § 16 Abs. 4 bzw. die Grab-
nummernkarte nach § 14 Abs. 1 vor-
zulegen. In den Fällen des § 21
Abs.1 können Leichen oder Aschen,
deren Ruhezeit noch nicht abgelau-
fen ist, von Amts wegen in Grabstät-
ten aller Art umgebettet werden.

(5) Alle Ausgrabungen und Umbettun-
gen werden von der Friedhofsver-
waltung durchgeführt. Sie bestimmt
deren Zeitpunkt.

(6) Die Kosten der Ausgrabung bzw.
Umbettung hat der Antragsteller zu
tragen. Das gilt auch für den Ersatz
von Schäden, die an benachbarten
Grabstätten und Anlagen durch eine
Ausgrabung bzw. Umbettung ent-
stehen, soweit sie notwendig aufge-
treten sind oder die Gemeindever-
waltung oder deren Beauftragte be-
züglich dieser Schäden nur leichte
Fahrlässigkeit trifft.

(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der
Nutzungszeit wird durch eine Aus-
grabung bzw. Umbettung nicht un -
terbrochen oder gehemmt.

(8) Leichen und Aschen dürfen zu ande-
ren als zu Umbettungszwecken nur
aufgrund behördlicher oder richter-
licher Anordnung ausgebettet wer-
den. 

(9) Während der Ausgrabung bzw. Um -
bettung ist der Friedhof zu schließen. 

IV. Grabstätten und
Aschenbeisetzungen

§ 13
Arten der Grabstätten

(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum
der Gemeinde Odenthal. An ihnen
können Rechte nur nach dieser Sat-
zung erworben werden.  

(2) Die Grabstätten werden angelegt als:
a) Reihengrabstätten, 
b) Wahlgrabstätten,
c) Urnenwahlgrabstätten, 
d) Urnenwahlgrabstätten in der

Urnenwand, 
e) anonyme Urnengrabstätten,
f)  pflegefreie Urnengräber,
g) Urnengräber im Bestattungswald

Odenthal, d.h. in Wurzelbereichen
von Bäumen und

h) Ehrengrabstätten.
(3) Es besteht kein Anspruch auf Wahl-

grabstätten, auf eine der Lage nach
bestimmte Grabstätte und auf Ände-
rung oder Unveränderlichkeit der
Umgebung einer Grabstätte.
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§ 14
Reihengrabstätten

(1) Reihengräber sind einstellige Grab-
stätten für Erdbestattungen, die der
Reihe nach belegt und im Todesfall
nur für die Dauer der Ruhezeit zuge-
wiesen werden. Über die Zuteilung
wird eine Grabnummernkarte erteilt.
Ein Wiedererwerb des Nutzungs-
rechtes an der Reihengrabstätte ist
nicht möglich.
In Reihengrabstätten darf bis zum
Ablauf der Ruhezeit nur eine Leiche
beigesetzt werden. Es ist jedoch ge -
stattet, ein Elternteil mit einem Kind
unter 1 Jahr oder zwei gleichzeitig
verstorbene Geschwister unter 5
Jahren in einem Grab zu bestatten. 
Es ist zudem zulässig, in einer Grab-
stätte Tot- und Fehlgeburten sowie
die aus dem Schwangerschaftsab-
bruch stammende Leibesfrucht zu
bestatten.
Eine Totgeburt, die beim Standesamt
beurkundet werden muss, ist als Lei-
che im Sinne dieser Satzung anzu-
sehen.

(2) Reihengrabstätten werden in der
Regel angelegt als
a) Grabstätten für Totgeburten und

Verstorbene bis zum vollendeten
5. Lebensjahr in einer Größe von
0,60 m Breite und 1,20 m Länge,

b) Grabstätten für Verstorbene vom
vollendeten 5. Lebensjahr ab in
einer Größe von 1,20 m Breite und
2,40 m Länge. 

Die Größe kann aufgrund der ört-
lichen Gegebenheiten abweichen.

(3) Reihengrabstätten können auch zu
einer Urnenbestattung benutzt wer-
den. 

(4) Auf den Ablauf der Ruhezeit und das
erforderliche Abräumen wird der für
die Grabstätte Verantwortliche 6 Mo -
nate vorher schriftlich, falls er nicht
bekannt oder nicht ohne besonderen
Aufwand zu ermitteln ist, durch öf -
fentliche Bekanntmachung hinge-
wiesen. 

§ 15
Wahlgrabstätten

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für
Erdbestattungen, an denen auf  An -
trag von der Friedhofsverwaltung ein
Nutzungsrecht für die Dauer der
Ruhezeit verliehen wird. Nutzungs-
rechte an Wahlgrabstätten werden
nur anlässlich eines Todesfalles und
nur für die gesamte Grabstätte ver-
liehen. In begründeten Ausnahme-
fällen kann eine Grabstätte auch
ohne Vorliegen eines Todesfalles er -
worben werden. Die Friedhofsver-
waltung kann die Erteilung eines
Nutzungsrechtes ablehnen, insbe-
sondere, wenn die Schließung nach
§ 4 beabsichtigt ist. 

(2) Das Nutzungsrecht kann wiederer-
worben werden. Ein Wiedererwerb

ist nur auf Antrag und auf die Dauer
von bis zu 20 Jahren zulässig. Ein
Wiedererwerb ist nur für die ge-
samte Wahlgrabstätte möglich. Die
Friedhofsverwaltung kann den An -
trag ablehnen, wenn die Schließung
nach § 4 beabsichtigt ist oder der
Wiedererwerb eine notwendige Neu-
ordnung der Friedhöfe erschweren
oder verhindern würde. Der Antrag
auf Wiedererwerb kann nur innerhalb
von 6 Monaten vor Ablauf des Nut-
zungsrechts bei der Friedhofsver-
waltung gestellt werden. 

(3) Wahlgrabstätten werden als ein-
oder mehrstellige Grabstätten ver-
geben. In einer Einzelwahlgrabstätte
kann eine Leiche und eine Urne be -
stattet werden. Des Weiteren ist es
gestattet, ein Elternteil mit einem
Kind unter 1 Jahr oder zwei gleich-
zeitig verstorbene Geschwister unter
5 Jahren in einer Einzelwahlgrab-
stätte beizusetzen. Es ist zudem
zulässig, in einer Einzelwahlgrab-
stätte Tot- und Fehlgeburten sowie
die aus dem Schwangerschaftsab-
bruch stammende Leibesfrucht zu
bestatten.
Nach Ablauf der Ruhezeit einer Lei-
che bzw. einer Urne kann eine wei-
tere Bestattung erfolgen, wenn die
restliche Nutzungszeit die Ruhezeit
erreicht oder ein Nutzungsrecht min-
destens für die Zeit bis zum Ablauf
der Ruhezeit wiedererworben wor-
den ist.

(4) Das Nutzungsrecht entsteht mit Zah-
lung der fälligen Gebühren und Aus-
händigung der Verleihungsurkunde.
Das Nutzungsrecht kann unter Be -
dingungen und Auflagen erteilt wer-
den. 

(5) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes
wird der jeweilige Nutzungsberech-
tigte 6 Monate vorher schriftlich, falls
er nicht bekannt oder nicht ohne
besonderen Aufwand zu ermitteln
ist, durch eine öffentliche Bekannt-
machung hingewiesen.

(6) Während der Nutzungszeit darf eine
Bestattung nur stattfinden, wenn die
Ruhezeit die Nutzungszeit nicht
überschreitet oder ein Nutzungsrecht
mindestens für die Zeit bis zum Ab -
lauf der Ruhezeit wiedererworben
worden ist.

(7) Schon bei der Verleihung des Nut-
zungsrechtes soll der Erwerber für
den Fall seines Ablebens aus dem in
Satz 2 genannten Personenkreis sei-
nen Nachfolger im Nutzungsrecht
bestimmen und ihm das Nutzungs-
recht durch schriftlichen Vertrag
übertragen. Wird bis zu seinem Able-
ben keine derartige Regelung getrof-
fen, geht das Nutzungsrecht in nach-
stehender Reihenfolge auf die An-
gehörigen des verstorbenen Nut-
zungsberechtigen mit deren Zustim-
mung über: 

a) auf den überlebenden Ehegatten,
b) auf den Lebenspartner nach dem

Gesetz über die eingetragene Le -
benspartnerschaft

c) auf die Kinder
d) auf die Stiefkinder
e) auf die Enkel in der Reihenfolge

der Berechtigung ihrer Väter oder
Mütter,

f)  auf die Eltern
g) auf die vollbürtigen Geschwister
h) auf die Stiefgeschwister
i)  auf die nicht unter a) bis h) fallen-

den Erben.
Innerhalb der einzelnen Gruppen c)
bis d) und f) bis i) wird die älteste
Person nutzungsberechtigt. 
Nutzungsrechte können nur mit vor-
heriger Zustimmung der Friedhofs-
verwaltung auf eine andere Person
übertragen werden.

(8) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nut-
zungsrecht unverzüglich nach Er -
werb auf sich umschreiben zu las-
sen.

(9) Der jeweilige Nutzungsberechtigte
hat im Rahmen der Friedhofssatzung
und der dazu ergangenen Regelun-
gen das Recht, in der Wahlgrabstät-
te beigesetzt zu werden, bei Eintritt
eines Bestattungsfalles über andere
Bestattungen und über die Art der
Gestaltung und der Pflege der Grab-
stätte zu entscheiden.

(10)Auf das Nutzungsrecht an unbeleg-
ten Grabstätten kann jederzeit ver-
zichtet werden. Die Grabstätte ist
ordnungsgemäß geräumt an die
Gemeinde Odenthal zurückzugeben.
Die Räumung wird von einem Mitar-
beiter der Verwaltung innerhalb von
2 Wochen nach Mitteilung über die
durchgeführte Räumung abgenom-
men. Der Teil der gezahlten Nut-
zungsgebühr für die noch nicht
abgelaufene Nutzungsdauer wird
erstattet. Für die Berechnung der
Erstattung sind die in der Grabur-
kunde niedergelegten Daten maßge-
bend. Die Berechnung der Gebüh-
renerstattung erfolgt ab dem Tag der
abgenommenen ordnungsgemäßen
Räumung.

(11)In der Wahlgrabstätte können der
Erwerber und seine Angehörigen
bestattet werden. 
Als Angehörige gelten:
a) Ehegatten,
b) Verwandte auf- und absteigender

Linie,
c) angenommene Kinder und Ge -

schwister sowie
d) die Ehegatten der unter b) ge -

nannten Personen. 
Die Beisetzung anderer Personen
bedarf der Genehmigung der Fried-
hofsverwaltung.

(12)Wahlgrabstätten können auch zu
Urnenbestattungen genutzt werden.
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In einer Grabstelle können 2 Urnen
von Verstorbenen beigesetzt wer-
den. Eine Urnenbestattung ist auch
zu einer sich in einer Wahlgrabstätte
befindenden Leiche zulässig, unge-
achtet der hierfür noch bestehenden
Ruhefrist. Die Beisetzung der zwei-
ten Urne bzw. der Urne zu einer Lei-
che darf nur dann erfolgen, wenn die
Nutzungsdauer entsprechend der
Ruhefrist gemäß § 12, beginnend mit
dem Zeitpunkt der Beisetzung der
Urne, verlängert wird. 

(13)Die Wahlgrabstätten werden in der
Regel in einer Breite von 1,20 m und
einer Länge von 2,50 m angelegt.
Die Größe kann aufgrund der ört-
lichen Gegebenheiten abweichen.

(14)Es besteht kein Anspruch auf Wahl-
grabstätten, auf eine der Lage nach
bestimmten Grabstätte und auf Un -
abänderlichkeit der Umgebung einer
Grabstätte.

§ 16
Aschenbeisetzungen

(1) Aschen dürfen beigesetzt werden in
a) Urnenwahlgrabstätten
b) Urnenwahlgrabstätten (Urnen-

kammern) in der Urnenwand
c) anonymen Urnenreihengrabstät-

ten
d) pflegefreien Urnengrabstätten
e) Grabstätten für Erdbestattungen
f)  Bestattungswald Odenthal, d.h. in

Wurzelbereichen von Bäumen.
(2) Urnenwahlgrabstätten sind für Ur -

nenbestattungen bestimmte Grab-
stätten, an denen auf Antrag ein Nut-
zungsrecht für die Dauer von 20
Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. 
Eine Urnenwahlgrabstätte hat eine
Größe von 1,00 m x 1,00 m. Darin
können, soweit die Größe der Urnen
es zulassen, bis zu 4 Urnen von Ver-
storbenen einer Familie (siehe § 15
Abs. 11) beigesetzt werden.

(3) Urnenwahlgrabstätten in der Urnen-
wand sind für Urnenbestattungen
bestimmte Urnenkammern, an de -
nen auf Antrag ein Nutzungsrecht für
die Dauer von 20 Jahren (Nutzungs-
zeit) verliehen wird. 
Im Urnenwahlgrab in der Urnenwand
können, soweit die Größe der Urnen
es zulässt, bis zu 2 Urnen von Ver-
storbenen einer Familie (siehe § 15
Abs. 11), beigesetzt werden. 
Die Beschriftung der Grabplatte, die
die Urnenkammer verschließt, erfolgt
auf Veranlassung und auf Kosten der
Angehörigen.

(4) Das Nutzungsrecht zu Abs. 2 und 3
entsteht mit Zahlung der fälligen
Gebühren und Aushändigung der
Verleihungsurkunde. Das Nutzungs-
recht kann unter Bedingungen und
Auflagen erteilt werden.

(5) Anonyme Urnenreihengrabstätten
sind Grabstätten für Urnenbestat-

tungen, die nach Weisung der Fried-
hofsverwaltung belegt und für die
Dauer des Ruherechtes (20 Jahre)
zugewiesen werden. Ein Nutzungs-
recht an diesen Grabstätten besteht
nicht.
Die Beisetzungen erfolgen der Reihe
nach innerhalb einer Fläche von
0,50 m x 0,50 m. Eine Kennzeich-
nung der einzelnen Grabstätten wird
nicht vorgenommen. Die einzelne
Grabstätte ist deshalb nicht erkenn-
bar.
Die Gestaltung des Grabfeldes für
anonyme Urnengrabstätten erfolgt
durch die Friedhofsverwaltung. 
Eine Bepflanzung durch Angehörige
oder beauftragte Dritte ist nicht ge -
stattet. Zum Aufstellen von Kerzen
oder zum Ablegen von Blumen ist
eine entsprechende Fläche am
Grabfeld angelegt.

(6) Pflegefreie Urnengrabstätten sind
Grabstätten für Urnenbeisetzungen,
die der Reihe nach belegt werden
und nur für die Dauer des Ruherech-
tes (20 Jahre) überlassen werden.
Ein Wiedererwerb des Nutzungs-
rechtes ist nicht möglich.
Das pflegefreie Urnengrab wird in
einer Größe von 0,50 m x 0,50 m
angelegt. Hierin kann eine Urne ein-
schließlich Überurne beigesetzt wer-
den.
Der Ablauf der Ruhefrist wird 6 Mo -
nate vorher schriftlich dem Angehö-
rigen mitgeteilt oder durch Veröf-
fentlichung bekannt gemacht. Nicht
innerhalb von 2 Wochen nach Ablauf
des Ruherechtes entfernte Namens-
schilder werden von der Friedhofs-
verwaltung entschädigungslos ent-
fernt.

(7) In Wahlgrabstätten für Erdbestattun-
gen und Ehrengrabstätten können
anstelle eines Sarges bis zu 2 Urnen
beigesetzt werden. 

(8) Soweit sich nicht aus der Friedhofs-
satzung etwas anderes ergibt, gelten
die Vorschriften für die Wahlgrab-
stätten entsprechend auch für die
Urnenwahlgrabstätten bzw. die Bei-
setzung von Aschen in Wahlgrab-
stätten; die Vorschriften für die Rei-
hengrabstätten gelten auch für die
anonymen bzw. pflegefreien Urnen-
grabstätten.

(9) Auf den Flächen des Bestattungs-
waldes sind Aschebeisetzungen in
den Wurzelbereichen von Bäumen,
sog. „Baumbestattungen“, möglich.
Nähere Regelungen ergeben sich
aus der Nutzungsordnung für den
Bestattungswald Odenthal.

§ 17
Ehrengrabstätten

Ehrengrabstätten werden durch den Rat
der Gemeinde Odenthal verliehen. Sie
werden von der Friedhofsverwaltung
gepflegt. Die in den Ehrengräbern bei-

gesetzten Personen haben unbegrenz-
tes Ruherecht. 

V. Gestaltung, Herrichtung,
Unterhaltung und Pflege

der Grabstätten
§ 18

Allgemeine Grundsätze für die
Gestaltung der Grabstätten

Grabstätten sind so zu gestalten und
dem Gesamtcharakter des Friedhofes
und der unmittelbaren Umgebung anzu-
passen, dass der Friedhofszweck und
der Zweck dieser Satzung sowie die
Würde des Friedhofes in seinen einzel-
nen Teilen und in seiner Gesamtanlage
gewahrt werden. 

§ 19
Verantwortlichkeit für die
Anlegung der Grabstätten

Verantwortlich für die Anlegung und die
Unterhaltung der Grabstätte ist derjeni-
ge, der Rechte nach dieser Satzung er -
worben hat. Kommt er den Verpflich-
tungen gem. § 18 nicht nach, kann die
Friedhofsverwaltung die notwendigen
Maßnahmen auf seine Kosten durch-
führen lassen. 

§ 20
Herrichtung, Unterhaltung und

Pflege der Grabstätten
(1) Reihengrabstätten müssen spätes -

tens 6 Monate nach der Bestattung,
Wahlgräber spätestens 6 Monate
nach dem Erwerb des Nutzungs-
rechtes gärtnerisch angelegt, an die
Umgebung angepasst und bis zum
Ablauf der Ruhezeit bzw. der Nut-
zungszeit dauernd unterhalten und
gepflegt werden. Geschieht dies
trotz Aufforderung nicht, so können
sie von der Friedhofsverwaltung ein-
geebnet und eingesät werden.
Verwelkte Blumen und Kränze sind
unverzüglich von der Grabstätte zu
entfernen.

(2) Für die Herrichtung, Unterhaltung
und Pflege ist bei Reihengrabstätten
der Verantwortliche nach § 14 bzw.
der Inhaber der Grabnummernkarte,
bei Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrab -
stätten der Nutzungsberechtigte
nach § 15 bzw. § 16 verantwortlich.
Die Verpflichtung erlischt mit dem
Ablauf der Ruhezeit oder des Nut-
zungsrechtes.
Die Friedhofsverwaltung kann ver-
langen, dass der für die Grabstätte
Verantwortliche nach Ende der Ru -
hezeit bzw. nach Ablauf der Nut-
zungszeit die Grabstätte abräumt.
Die für die Grabstätten Verantwort-
lichen können die Grabstätten selbst
herrichten, unterhalten und pflegen
oder damit Dritte beauftragen.

(3) Die Grabstätten sind – einschließlich
des Grabmals und etwaiger sonsti-
ger baulicher Anlagen – verkehrs-
sicher anzulegen und zu erhalten.
Insbesondere dürfen durch ihren Zu -
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stand weder ihre Umgebung noch
andere Grabstätten, Friedhofswege
oder Personen beeinträchtigt oder
gefährdet werden. 

(5) Die Grabstätten dürfen nur mit Pflan-
zen bepflanzt werden, die die ande-
ren Grabstätten, eventuelle Freiräu-
me zwischen den einzelnen Grab-
stätten und die öffentlichen Anlagen
und Friedhofswege nicht beein-
trächtigen.
Bei Pflanzen, Sträuchern und Bäu-
men ist nur eine Höhe von maximal
1,50 m zulässig.
Die Verwendung von Pflanzen-
schutz- und Unkrautvernichtungs-
mitteln bei der Grabpflege ist nicht
gestattet.

(6) Die Unterhaltung und Pflege der
anonymen und pflegefreien Urnen-
grabstätten obliegt der Friedhofsver-
waltung.

§ 21
Vernachlässigung der Grabpflege

(1) Wird eine Reihengrabstätte oder
Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstät-
te nicht ordnungsgemäß hergerich-
tet, unterhalten und gepflegt, d.h.
werden durch den Zustand einer
Grabstätte, insbesondere den Zu -
stand des Grabbeetes, eines Grab-
males oder einer sonstigen bau-
lichen Anlage, ihre Umgebung, an-
dere Grabstätten, Friedhofswege
oder Personen beeinträchtigt oder
gefährdet, hat der für die Grabstätte
Verantwortliche nach schriftlicher
Aufforderung der Friedhofsverwal-
tung die Grabstätte innerhalb einer
angemessenen Frist in Ordnung zu
bringen. 
Kommt der Verantwortliche seiner
Verpflichtung nicht nach, kann die
Friedhofsverwaltung die Grabstätte
auf seine Kosten in Ordnung bringen
oder bringen lassen.
Die Friedhofsverwaltung kann auch
das Nutzungsrecht ohne Entschädi-
gung entziehen, soweit sie den Ver-
antwortlichen schriftlich unter Frist-
setzung hierauf hingewiesen hat. In
dem Entziehungsbescheid wird der
Verantwortliche aufgefordert, die Be -
pflanzung, das Grabmal und die
sonstigen baulichen Anlagen inner-
halb von drei Monaten ab Unan-
fechtbarkeit des Entziehungsbe-
scheides zu entfernen.

(2) Ist der Verantwortliche nicht bekannt
oder nicht ohne besonderen Auf-
wand zu ermitteln, wird durch eine
öffentliche Bekanntmachung auf die
Verpflichtung zur Herrichtung, Unter-
haltung und Pflege hingewiesen.
Außerdem wird der unbekannte Ver-
antwortliche durch ein Hinweisschild
auf der Grabstätte aufgefordert, sich
mit der Friedhofsverwaltung in Ver-
bindung zu setzen. Bleibt die Auffor-
derung oder der Hinweis 3 Monate

unbeachtet, kann die Friedhofsver-
waltung 
a) die Grabstätte abräumen, eineb-

nen und einsäen und 
b) Grabmale und sonstige bauliche

Anlagen beseitigen lassen. 
(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck

bzw. ordnungswidriger Bepflanzung
gilt Abs. 1 Satz 1 entsprechend. Wird
die Aufforderung nicht befolgt oder
ist der Verantwortlichenicht bekannt
oder nicht ohne besonderen Auf-
wand zu ermitteln, kann die Fried-
hofsverwaltung den Grabschmuck
bzw. die Bepflanzung entschädi-
gungslos entfernen.

(4) Der für die Herrichtung, Unterhaltung
und Pflege der Grabstätte Verant-
wortliche haftet für jeden Schaden,
den er durch schuldhafte Verletzung
der Regelungen des § 20 verursacht.

VI. Grabmale und bauliche Anlagen
§ 22

Allgemeine Grundsätze zur Gestaltung
von Grabmalen

Grabmale sind so zu gestalten und dem
Gesamtcharakter des Friedhofes und
der Umgebung anzupassen, dass der
Friedhofszweck sowie die Würde des
Friedhofes gewahrt werden.
Die Grabmale müssen sich in Form,
Farbe und Größe in die örtliche Umge-
bung einpassen.  

§ 23
Zustimmungserfordernis

(1) Die Errichtung von Grabmälern, Ein-
friedigungen, Einfassungen und son-
stigen baulichen Anlagen oder deren
Veränderung bedarf der vorherigen
schriftlichen Zustimmung der Fried-
hofsverwaltung. 
Auch provisorische Grabmale sind
zustimmungspflichtig, sofern sie grö-
ßer als 0,15 m x 0,30 m sind.
Stehende Grabmäler sollen eine Hö -
he von 1,30 m über dem Erdreich
nicht überschreiten.                
Liegende Grabmäler oder Platten,
die die Grabstätte – ausgenommen
Urnenwahlgrabstätten – vollständig
oder überwiegend bedecken, sind
unzulässig. 

(2) Die Genehmigung der Friedhofsver-
waltung ist vor Beginn der Arbeiten
unter Vorlage von zweifachen Zeich-
nungen im Maßstab 1:10 einzuholen.
Aus dem Antrag (Beschreibung) und
den Zeichnungen müssen alle Ein-
zelheiten der Anlage ersichtlich sein. 
Die Friedhofsverwaltung ist berech-
tigt, Anordnungen zu treffen, die sich
auf Werkstoffe, Art und Größe der
Grabmäler, Einfriedigungen, Einfas-
sungen und sonstige bauliche Anla-
gen beziehen.
Die Genehmigung kann versagt wer-
den, wenn das Grabmal, die Einfrie-
digung, Einfassung und sonstige
bauliche Anlage nicht den Anord-

nungen entspricht, die die Fried-
hofsverwaltung über Werkstoffe, Art
und Größe getroffen hat. 

(3) Die Zustimmung erlischt, wenn das
Grabmal oder die sonstigen bau-
lichen Anlagen nicht binnen eines
Jahres nach Zustimmung errichtet
worden sind.

(4) Ohne Genehmigung aufgestellte
Grabmäler, Einfriedigungen, Einfas-
sungen und sonstige bauliche Anla-
gen können auf Kosten der für die
Anlegung und Unterhaltung der
Grabstätte Verpflichteten von der
Friedhofsverwaltung entfernt wer-
den. 

(5) Firmenbezeichnungen dürfen nur in
unauffälliger Weise, möglichst seit-
lich an den Grabmälern, angebracht
werden. 

§ 24
Fundamentierung und Befestigung

Die Grabmale sind entsprechend der
Unfallverhütungsvorschrift Friedhöfe
und Krematorien (VSG 4.7) und der
Technischen Anleitung zur Standsicher-
heit von Grabmalanlagen (TA Grabmal)
so zu fundamentieren und zu befesti-
gen, dass sie dauernd standsicher sind
und auch beim Öffnen benachbarter
Gräber nicht umstürzen oder sich sen-
ken können. Dies gilt für sonstige bauli-
che Anlagen entsprechend.

§ 25
Standsicherheit

(1) Die Grabmale und die sonstigen
baulichen Anlagen sind dauernd in
würdigem und verkehrssicherem Zu -
stand zu halten. Verantwortlich ist
insoweit bei Reihengrabstätten der
Verantwortliche nach § 14 bzw. der
Inhaber der Grabnummernkarte; bei
Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstät-
ten der Nutzungsberechtigte gem.
§ 15 und § 16.

(2) Erscheint die Standsicherheit von
Grabmalen, sonstigen baulichen An -
lagen oder Teilen davon gefährdet,
sind die Verantwortlichen verpflich-
tet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen.
Bei Gefahr im Verzug kann die Fried-
hofsverwaltung auf Kosten des Ver-
antwortlichen Sicherungsmaßnah-
men (z. B. Umlegen der Grabmale,
Absperrungen) treffen.
Wird der ordnungswidrige Zustand
trotz schriftlicher Aufforderung der
Friedhofsverwaltung nicht innerhalb
einer festzusetzenden angemesse-
nen Frist beseitigt, ist die Friedhofs-
verwaltung berechtigt, das Grabmal
oder Teile davon auf Kosten des Ver-
antwortlichen zu entfernen. Die Ge -
meinde Odenthal ist verpflichtet,
diese Gegenstände drei Monate auf
Kosten des Verantwortlichen aufzu-
bewahren.
Ist der Verantwortliche nicht bekannt
oder ohne besonderen Aufwand
nicht zu ermitteln, genügen als Auf-
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forderung eine öffentliche Bekannt-
machung und ein Hinweisschild auf
der Grabstätte, das für die Dauer
von einem Monat aufgestellt wird.

(3) Die Verantwortlichen der Grabstätte
haften für jeden Schaden, der durch
das Umstürzen von Grabmalen, Tei-
len von Grabmalen oder sonstigen
baulichen Anlagen verursacht wird.

§ 26
Abräumen der Grabstätten nach

Ablauf der Ruhezeit / des
Nutzungsrechtes

(1) Die in § 23 genannten Anlagen dür-
fen vor Ablauf der Ruhefrist bzw. des
Nutzungsrechtes nicht ohne Zustim-
mung der Friedhofsverwaltung ent-
fernt werden. 

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Rei-
hengrabstätten bzw. nach Ablauf der
Nutzungszeit bei Wahlgrabstätten
oder nach der Entziehung von Grab-
stätten und Nutzungsrechten sind
die Grabmale und sonstigen bau-
lichen Anlagen (einschließlich der
Fundamente) sowie die Bepflanzung
und sonstiges vom für die Grabstät-
te Verantwortlichen bzw. dem Nut-
zungsberechtigten auf seine Kosten
zu entfernen. Er kann auch einen
Dritten mit den erforderlichen Arbei-
ten beauftragen.
Geschieht dies nicht binnen von
3 Monaten, ist die Friedhofsverwal-
tung berechtigt, die Grabstätte ab -
räumen zu lassen. Sofern Grabstät-
ten von der Friedhofsverwaltung
abgeräumt werden, hat der jeweilige
Nutzungsberechtigte die Kosten zu
tragen. Die Friedhofsverwaltung ist
nicht verpflichtet, das Grabmal oder
sonstige bauliche Anlagen sowie die
Bepflanzung usw. zu verwahren.

(3) Künstlerisch oder geschichtlich wert-
volle Grabmäler oder solche, die als
besondere Eigenart der Friedhöfe
aus früheren Zeiten zu gelten haben,
unterstehen dem besonderen Schutz
der Gemeinde im Einvernehmen mit
dem zuständigen Konservator. 
Sie werden in einem besonderen
Verzeichnis geführt und dürfen nicht
ohne Einwilligung der Gemeinde ent-
fernt oder abgeändert werden. 

§ 27
Vorzeitige Rückgabe von Grabstätten

Belegte Grabstätten können unter fol-
genden Voraussetzungen vorzeitig an
die Friedhofsverwaltung zurückgegeben
werden:
a) Mindestens die Hälfte der Ruhefrist

des Letztverstorbenen muss abge-
laufen sein (d.h. 15 Jahre bei einer
Sargbestattung, 10 Jahre bei einer
Urnenbestattung).

b) Die Grabstätte ist grundsätzlich ord-
nungsgemäß geräumt an die Fried-
hofsverwaltung zurückzugeben.

c) Die Räumung der Grabstätte kann
ausnahmsweise von Mitarbeitern der

Friedhofsverwaltung vorgenommen
werden. Die entsprechende Gebühr
ist vor Beginn der Arbeiten an die
Gemeinde Odenthal zu zahlen. Die
Höhe der Räumungsgebühr ist in der
Gebührensatzung zur Friedhofssat-
zung geregelt.

d) Für die verbleibende Restlaufzeit der
Ruhefrist ist eine jährliche Pflegege-
bühr zu entrichten.
Die Pflegegebühr ist mit Rückgabe
des Grabes für die gesamte Rest-
laufzeit in einer Summe zu entrich-
ten.
Für das erste und letzte Rückgabe-
jahr fällt die jährliche Pflegegebühr –
unabhängig vom Datum – in der ge -
samten Jahresgebührenhöhe an.  

e) Eine Erstattung der anteiligen Er -
werbs- bzw. Verlängerungsgebühr
erfolgt nicht.

VII. Leichenhallen und Trauerfeiern
§ 28 

Benutzung der Leichenhalle
(1) Die Leichenhallen dienen der Auf-

nahme der Leichen bis zur Bestat-
tung. Sie dürfen nur mit Erlaubnis
der Friedhofsverwaltung und in Be -
gleitung eines Angehörigen des
Friedhofspersonals betreten werden. 

(2) Sofern keine gesundheitsaufsicht-
lichen oder sonstigen Bedenken be -
stehen, können die Angehörigen die
Verstorbenen während der festge-
setzten Zeiten sehen. Die Särge sind
spätestens eine halbe Stunde vor
Beginn der Trauerfeier oder Beiset-
zung endgültig zu schließen. 

§ 29 
Trauerfeier

(1) Die Trauerfeiern können in einem
dafür bestimmten Raum (Friedhofs-
kapelle), am Grab oder an einer an -
deren im Freien vorgesehenen Stel-
le abgehalten werden.

(2) Jede Musik- und jede Gesangsdar-
bietung auf den Friedhöfen bedarf
der vorherigen Anmeldung bei der
Friedhofsverwaltung. Die Auswahl
der Musiker und der Darbietung
muss gewährleisten, dass ein würdi-
ger Rahmen gewahrt bleibt. 

VIII. Schlussbestimmungen
§ 30 

Alte Rechte 
Bei Grabstätten, über welche die Fried-
hofsverwaltung bei Inkrafttreten dieser
Satzung bereits verfügt hat, richten sich
die Nutzungszeit und die Gestaltung
nach den bisherigen Vorschriften.

§ 31
Haftung

Die Gemeinde haftet nicht für Schäden,
die durch nicht satzungsgemäße Benut-
zung der Friedhöfe, ihrer Anlagen oder
ihrer Einrichtungen, durch dritte Perso-
nen oder durch Tiere entstehen. Ihr ob -

liegen keine besonderen Obhuts- und
Überwachungspflichten. Im Übrigen
haftet die Gemeinde nur bei Vorsatz und
grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften
über Amtshaftung bleiben unberührt.

§ 32 
Gebühren

Für die Inanspruchnahme der Friedhöfe
und ihrer Einrichtungen sowie für sons -
tige Leistungen sind Gebühren nach der
zu dieser Satzung erlassenen Gebüh-
rensatzung in der jeweils geltenden Fas-
sung zu entrichten. 

§ 33
Ausnahmen

Von den Vorschriften dieser Satzung, mit
Ausnahme der Bestimmungen des Ge -
bührentarifs, kann die Friedhofsverwal-
tung im Einzelfall, soweit es mit Zweck
und Ordnung des Friedhofes vereinbar
ist, Ausnahmen zulassen.

§ 34
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer
a) sich als Besucher entgegen § 6

Abs. 1 nicht der Würde des Fried-
hofes entsprechend verhält oder
Anordnungen des Friedhofsper-
sonals nicht befolgt,

b) die Verhaltensregeln des § 6 Abs.
2 missachtet,

c) entgegen § 6 Abs. 6 Totenge-
denkfeiern ohne vorherige Zustim-
mung der Friedhofsverwaltung
durchführt,

d) als Gewerbetreibender entgegen
§ 7 außerhalb der festgesetzten
Zeiten Arbeiten durchführt oder
Werkzeuge oder Materialien unzu-
lässig lagert,

e) eine Bestattung entgegen § 8 Abs.
1 nicht der Friedhofsverwaltung
anzeigt,

f)  entgegen § 23 Abs. 1, § 26 Abs. 1
ohne vorherige Zustimmung Grab-
 male oder bauliche Anlagen er -
richtet, verändert oder entfernt,

g) Grabmale entgegen § 24 nicht
fachgerecht befestigt und funda-
mentiert oder entgegen § 25 Abs.
1 nicht in verkehrssicherem Zu -
stand erhält,

h) Grabstätten entgegen § 21 ver-
nachlässigt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit
einer Geldbuße von bis zu 1.000
Euro geahndet werden.

§ 35
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2014 in
Kraft.
Gleichzeitig treten die Satzung über die
Friedhöfe der Gemeinde Odenthal vom
30.09.1977 und alle übrigen entgegen-
stehenden ortsrechtlichen Vorschriften
außer Kraft.
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Bekanntmachungsanordnung
1. Hinweis gemäß § 7 Abs. 6 GO NW

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der zur Zeit gelten-
den Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen kann gegen die
Satzung nach Ablauf eines Jahres
seit der Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden; es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmi-

gung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

Bekanntmachungsanordnung
1. Hinweis gem. § 7 Abs. 6 GO NW

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der zurzeit geltenden Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gegen die Satzung nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es
sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet,
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.
2. Die vorstehende Änderung des Straßenverzeichnisses zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Stra-

ßenreinigungsgebühren der Gemeinde Odenthal vom 10.12.2013 wird hiermit bekannt ge macht.
Odenthal, den 20.12.2013
gez.:
Roeske
Bürgermeister

Bekanntmachung
Die folgenden Grabstätten werden gem. der §§ 19, 21 und 23 der Satzung über die Friedhöfe der Gemeinde Odenthal in der
zzt. geltenden Fassung eingeebnet und eingesät, sofern sich keine Berechtigten melden:

Friedhof Feld Grab-Nr. Verstorbener Berechtigter Ablauf
Odenthal 13 1–2 Müller, Hubert und Anna unbekannt 25.06.2029
Selbach 6 43 Carette, Karl nicht aufzufinden 27.01.2018 

Odenthal, 20.12.2013
Der Bürgermeister
gez.:
Roeske

Bekanntmachung
Nach § 2 Abs. 1 der Satzung der Gemeinde Odenthal über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungs-
gebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) ist das Straßenverzeichnis Bestandteil der Satzung.
Es ist anzupassen, wenn Straßen dem öffentlichen Verkehr gewidmet werden bzw. Änderungen hinsichtlich des Umfanges
der Reinigungsverpflichtung erfolgen.
Der Rat der Gemeinde Odenthal hat in seinen Sitzungen am 08.10. und 10.12.2013 folgende Änderungen des Straßenver-
zeichnisses beschlossen:

Reinigungsverpflichtung Winterwartung Bemerkungen

Straßennamen Anlieger inner- über-

örtllich örtlich Gehweg Fahrbahn Gehweg Fahrbahn

Am Alten Hof         
Stichweg zwischen den 
Häusern 21 b und 23       X A A A A ab sofort

Odinsweg X A A A A 01.01.2014

Straßenart und Reinigungsklasse

(bei Schnee- und Eisglätte)

b) die Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß bekanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats-
beschluss vorher beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel
ist gegenüber der Gemeinde vor-
her gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt.

2. Die vorstehende Satzung für die
Friedhöfe der Gemeinde Odenthal

wird hiermit in vollem Wortlaut be -
kannt gemacht.

Odenthal, den 20.12.2013     
gez.:
Roeske
Bürgermeister





Ausweitung der Breitbandversorgung im Gemeindegebiet Odenthal

Im Zusammenhang mit der Breitbandversorgung im Gemeindegebiet Odenthal hat der Ausschuss
für Planen und Bauen die Verwaltung beauftragt, ein Konzept für eine flächendeckende mindestens
2 Mega-Bit-Versorgung zu entwickeln. Hierfür ist  eine Darstellung der vorhandenen Versorgungs-
lage im Gemeindegebiet erforderlich.

Für diese Bedarfsanalyse bitte ich Sie, nachfolgende Fragen zu beantworten und den ausgefüllten 
Abschnitt bei der Gemeinde Odenthal  -Geschäftsbereich III-, wenn möglich, bis Ende Februar 2014,  
einzureichen.

Gerne können Sie auch online unter folgendem Link an der Umfrage teilnehmen:
http://www.odenthal.de/aktuelles/bedarfsanalyse-dsl.html

Vielen Dank für Ihre Mithilfe.

1. Ist ein Internetzugang vorhanden:

� Ja � Nein

2. Ist die Datenübertragungsrate ausreichend:

� Ja � Nein

Wenn nein: 

Welche Datenübertragungsrate ist vorhanden? Welche wird gewünscht?

3. Weitere Angaben:

Ortsteil

Straße (ohne Hs-Nr.)

Rücksendung an:

Gemeinde Odenthal oder per Fax: 02202/710191
Geschäftsbereich III
Altenberger-Dom-Str. 29
51519 Odenthal

https://de.surveymonkey.com/s/dsl-odenthal
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Die Digitalprofis

Internationale 
Communikations-Service GmbH
51467 Bergisch Gladbach

Telefon: (0 22 02) 9 888 30
Telefax: (0 22 02) 9 888 348
E-Mail: alois.palmer@ics-druck.de

DAS DRUCKZENTRUM

www.ics-druck.de

DAS DRUCKZENTRUM

•  Kompetente Beratung
•  Qualitätsdrucksachen
•  Digital- oder Offsetdruck
•  Mailings 
•  Logistik · Lagerung 
•  Versandaktionen

• Rundum-
  Fullservice

Ein starkes Team sucht DICH!

Anderen zu helfen – ein gutes Gefühl.

Interessiert an Technik, Teamarbeit, Kameradschaft?

Freiwillige Feuerwehr Odenthal

Kontakt: www.feuerwehr-odenthal.de oder Tel. 02202-710157
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154€ 185€

300€
Die Immobilie ist eine der beliebtesten Formen der privaten 
Altersvorsorge – wertstabil und inflationssicher. Umso besser, 
dass der Staat unser S-Riesterdarlehen mit Zulagen und mög-
lichen zusätzlichen Steuervorteilen fördert. Bei uns verbinden 
Sie jetzt die Vorteile einer günstigen Baufinanzierung mit der 
attraktiven staatlichen Riesterförderung. Denn wer im Alter 
mietfrei wohnt, hat mehr von seiner Rente! Mehr Infos unter 
www.ksk-koeln.de oder bei einem unserer Berater. 
Wenn’s um Geld geht – s-Kreissparkasse Köln.

Ihr Weg ins Traumhaus. 
Mit dem 
S-Riesterdarlehen 
zur eigenen Immobilie.

Riestern Sie sich 

jetzt zum Eigenheim!

www.ksk-koeln.de


